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als Mitteilung außerhalb von Sitzungen: 
Stadtbezirksrat 132 Viewegs Garten - Bebelhof 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Gestaltungsvors chrift "Hotel am Bürgerpark", 
IN 223 
Stadtgebiet zwischen westlichem Umflutgraben, Konrad-Adenauer-Straße, Nîmes-Straße und 
Bürgerpark 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 

§ 4 a Abs. 3 Satz 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vor-
schlägen der Verwaltung gem. der Anlage Nr. 7 zu behandeln. 

  2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Hotel am Bürgerpark“, IN 223, bestehend aus der 
Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und dem zugehörigen Vorhaben- und Er-
schließungsplan mit Erläuterungsbericht, wird in der während der Sitzung ausgehängten 
Fassung gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 

 
  3. Die zugehörige Begründung wird beschlossen.“ 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel  
 
Auf Antrag der 20. bauwo Business Center GmbH (bauwo), einer Projekttochter der bauwo 
Grundstücks AG aus Hannover, hat der Verwaltungsausschuss der Stadt Braunschweig in sei-
ner Sitzung am 07.10.2011 die Fortführung des Planverfahrens „Hotel am Bürgerpark“, IN 223 
als vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschriften beschlossen. Der vorha-
benbezogene Bebauungsplan soll die zeitnahe Errichtung eines Tagungshotels der „Vier-
Sterne-Superior-Kategorie“ ermöglichen.  
 
Die Vorhabenträgerin trägt die im Zusammenhang mit der Planung und Realisierung anfallen-
den Kosten. Hierzu sind die Einzelheiten im Durchführungsvertrag bzw. im Vorhaben- und Er-
schließungsplan geregelt worden.  
 
Der Bebauungsplan WI 10 tritt im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Hotel am Bürgerpark“, IN 223, durch Überlagerung außer Kraft. 
 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a (3) Satz 1 
 
Am 07.10.2011 wurde vom Verwaltungsausschuss der Stadt Braunschweig ebenfalls die erneu-
te Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen und vom 19.10.2011 bis 18.11.2011 durchgeführt. 
Während der Auslegung sind keine Einwendungen und Stellungnahmen eingegangen. 
 
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träg er öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 a (3) Satz 1 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 a (3) Satz 1 
wurde in der Zeit vom 20.10.2011 bis zu 25.11.2011 durchgeführt. Die Stellungnahmen sind in 
der Anlage 7 aufgeführt und mit einem Vorschlag der Verwaltung versehen.  
 
 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan wurde vom Investor nochmalig geändert, indem die Ma-
terialität der vor dem Gebäude vorgesehenen Wendemöglichkeit für Busse angepasst wurde. 
Außerdem wurden die Fassadengestaltung und die Terrassenanlagen überarbeitet. Die vorge-
nommenen Änderungen sind von den bestehenden Festsetzungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans gedeckt, sodass hier keine Änderung erforderlich ist. 
 
Der Investor hat gegenüber der Stadt den Wunsch geäußert, bereits vor dem Satzungsbe-
schluss eine Baugenehmigung zu erhalten. Während der Beteiligungsverfahren wurden keine 
Stellungnahmen vorgebracht, die eine Änderung des Plans oder eine nochmalige Auslegung 
der Planunterlagen erforderlich machen. Mit Unterzeichnung des Durchführungsvertrages, der 
mit separater Vorlage am 18. Januar 2012 im Planungs- und Umweltausschuss beraten wird, 
beabsichtigt die Verwaltung daher, die vom Investor begehrte Planreifeerklärung gemäß § 33 
BauGB abzugeben. 
 
Das Grundstück befindet sich des Weiteren im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplans IN 236, für den der Rat zur Sicherung der Planungsziele eine Veränderungs-
sperre erlassen hat. Das Vorhaben bedarf daher einer Ausnahme von der Veränderungssperre. 
Die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gemäß § 4 der Satzung sind aus Sicht 
der Verwaltung gegeben, da die Planung stets als eigenständige Entwicklung betrachtet worden 
ist und auch mit dem Bürgerforum abgestimmt wurde. 
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Alle vorgenommen Änderungen in den Anlagen im Verhältnis zu den Anlagen des Auslegungs-
beschlusses wurden durch eine graue Hinterlegung und Kursivschrift kenntlich gemacht. 
 
Empfehlung  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 7 aufgeführten Stellungnahmen den Vorschlägen 
der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den in der Anlage dargestellten Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Hotel am Bürgerpark“, IN 223, mit der zugehörigen 
Begründung und dem zugehörigen Vorhaben- und Erschließungsplan als Satzung zu beschlie-
ßen. 
 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1:     Übersichtskarte  
Anlage 2:     Geltungsbereich  
Anlage 3 a:  Zeichnerische Festsetzungen 
Anlage 3 b:  Planzeichenerklärung 
Anlage 4:     Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5:     Begründung  
Anlage 6:     Vorhaben- und Erschließungsplan mit Erläuterungsbericht 
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden gem.  

§ 4 a (3) BauGB 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
 
Sommer 
 
 





 
 Anlage 6 
 


Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223 
Vorhaben- und Erschließungsplan 
 
Perspektive  Seeger Müller Architekten, Berlin 
   
Blick von der Nîmes-Straße 
 
 
 


 
 


Vorhabenbezogener Bebauungsplan Hotel am Bürgerpark, IN 223 Erläuterung zum Vorhaben, Stand: 12.12.2011 
    Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 
 







Anlage 6 


Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223


Vorhaben- und Erschließungsplan 


Erläuterung zum Vorhaben Seeger Müller Architekten, Berlin 


Nutzungskonzept
Das geplante 4-Sterne Superior (Dehoga) Hotel am Bürgerpark wird in den Oberge-
schossen 180 Doppel-Zimmer beherbergen, von denen ca. 3 als Suiten und ca. 14 
als Juniorsuiten ausgebildet sind. Zwei weitere Zimmer davon sind als behinderten-
gerechte Zimmer geplant.  
Das Angebot umfasst ein Buffet-Restaurant und ein kleines Fine-Dining Restaurant, 
einen Seminar- und Tagungsbereich und einen ca. 370 qm großen Bankettsaal, der 
entsprechend je nach Veranstaltung flexibel genutzt werden kann. Bei einer Bankett-
bestuhlung bietet sich Platz für bis zu 246 Personen. Im 4. Obergeschoss befindet 
sich ein ca. 240 qm großer Wellnessbereich. 


Baukörper
Der 6-geschossige neue Hotelbaukörper soll sich harmonisch in die bestehende 
Parklandschaft einfügen und die beiden vorhandenen Baudenkmale räumlich und 
funktional einbinden. Prägender Baumbestand bleibt so weit als möglich erhalten, 
geplante Neu- und Ersatzpflanzungen sollen den Charakter des Parkes unterstützen 
und das Gebäudeensemble in die umgebende Parklandschaft einbinden.  
Die Architektur des neuen Gebäudes wird dementsprechend zurückhaltend sein. Die 
Fassade wird verputzt mit Besenstrichstruktur in einem hellen, warmen Farbton, 
der gut zu dem hellen Elmkalkstein der denkmalgeschützte Gebäude passt. Die Fen- 
ster werden mit schmalen Faschen in Putzfarbe eingefasst. Das obere Geschoss ist 
komplett zurückgestaffelt, an der Nord-West Fassade gibt es einen zusätzlichen 
sprung (siehe u.a. Perspektive). 
Der Bankettsaal, der in der 1885 errichteten Maschinenhalle geplant ist, wird über ein 
eingeschossiges Foyer an den Neubau angebunden. Das neue Gebäude folgt im 
Anschluss zunächst der Ausrichtung der vorhandenen Halle, nimmt dann die Rich-
tung der Nîmes-Straße auf und winkelt vor dem Wendehammer am Ende der Straße 
um 90 Grad ab in Richtung der Volkswagen Halle.  
In Verlängerung der Nîmes-Straße befindet sich die Vorfahrt auf der Ostseite des Ho-
tels. Im Erdgeschoss ist dort der Empfang mit Rezeption und Lobby angeordnet, über 
den alle Gast-Bereiche des Hotels barrierefrei zu erreichen sind.  


Erschließung, Stellplätze
Der PKW-Verkehr kann direkt von der Vorfahrt zurück zur Nîmes-Straße wenden 
oder weiter gerade aus fahren, an der Maschinenhalle vorbei, wo auch die Reise-
busse wenden können, zu der neu geplanten PKW-Stellplatz-Anlage mit ca. 65 PKW 
Stellplätzen in der oberen- und ca. 64 Stellplätzen in der unteren Ebene. Insgesamt 
werden 142 Stellplätze vorgesehen. Davon sind 3 Stellplätze für Kurzparker am Ho-
teleingang angeordnet. 


Wegekonzept
Die vorhandenen Geh- und Radwegeverbindungen werden neu geordnet und dabei  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Hotel am Bürgerpark, IN 223 Erläuterung zum Vorhaben, Stand: 12.12.2011 


 Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 
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g ,
 (siehe u.a. Perspektive).


3 Stellplätze für Kurzparker 







Vorhabenbezogener Bebauungsplan Hotel am Bürgerpark, IN 223 Erläuterung zum Vorhaben, Stand: 12.12.2011 
    Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 
 


in Ihrer Attraktivität und Nutzbarkeit erhalten bleiben. Die Wege der Spaziergänger 
und Radfahrer werden von denen der zukünftigen Hotelnutzer entkoppelt (siehe Vor-
haben- und Erschließungsplan).  
 
Terrassen- Hofbereich 
Der durch die Gebäudeform entstehende dreiecksförmige offene Hof auf der West-
seite rahmt den vorhandenen Druckturm des ehemaligen Flusswasserwerkes baulich 
ein. Ein eingeschossiger Anbau integriert den Turm in das Gesamtensemble. Dort 
sind die gastronomischen Bereiche mit vorgelagerten Terrassen zur Okerseite hin 
angeordnet. Ein zweiter, eingeschossiger Anbau weiter südlich auf dieser Gebäude-
seite beherbergt die Hauptküche mit Lagerbereichen, Anlieferung und Entsorgung. 
Von dort werden das Hauptrestaurant und der große Bankettsaal versorgt.  
 
Gebäudetechnik 
Das Gebäude erhält keine Unterkellerung. Daher sind weitere Lager, die Mitarbeiter-
bereiche, sowie die Räume für Hausdame und Hausmeister im ersten Obergeschoss 
angeordnet und über einen eingeschossigen Servicelift und eine interne Treppe an-
gebunden.  
Eine zweite, kleinere Küchenstation im Erdgeschoss des nördlichen Gebäudeflügels 
versorgt das Fine-Dining Restaurant und die dort liegenden Seminar- und Tagungs-
bereiche. Funktional wird dieser Bereich über den Servicelift, der auch die Etagen-
Offices in den Obergeschossen versorgt, an die rückwärtigen Bereiche im 1. OG an-
geschlossen. 
Die Gebäudetechnik befindet sich aufgrund der fehlenden Unterkellerung weitestge-
hend im 5. Obergeschoß. Die Fassade wird in diesem Bereich optisch an die der 
Zimmer des Staffelgeschosses angepasst (siehe Schnitt A-A). 
 
Werbeanlagen 
Die Werbeanlagen dienen zur Kennzeichnung des Hotels sowie zur Information von 
Hotelveranstaltungen, Restaurantangeboten sowie zur Verdeutlichung der Wegefüh-
rung auf dem Grundstück. Textliche Beschreibung der auf dem Baugrundstück ge-
planten Werbeanlagen: 
 
1. Leuchtschriften, 1 Stk., Größe 1,8 x 8 m, in Einzelbuchstaben, senkrecht an Fas-


sade an Nordostecke von 1.-3. OG 


2. Leuchtschrift, 1 Stk., Größe 0,8 x 5 m, als Kasten, waagerecht, an Vor-
dach/Vorfahrt 


3. Leuchtschrift, 1 Stk., Größe 0,8 x 2 m, als Kasten, waagerecht, an Restaurantter-
rasse 


4. Fahnenmasten, Gruppe à 5 Stk. Höhe 10 m, vor Nordfassade und Gruppe à 4 
Stk. Höhe 8 m, Nördlich vor dem Eingangsbereich zur Veranstaltungshalle 


5. beleuchtete Info-Tafel, 2 Stk., Größe 0,8 x 1,2 m, als Kasten, waagerecht, an 
Restaurantterrasse und an Vorfahrt 


6. Hinweisschild, beleuchtet, 1 Stk., Größe 1,6 x 2,8 m, waagerecht, am Wende-
hammer Nîmes-Str./neuer Fahrradweg vor Trafohäuschen 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223 
Vorhaben- und Erschließungsplan 
 
Schnitt A-A  Seeger Müller Architekten, Berlin 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223 
Übersichtskarte 
 


 
Maßstab 1:20.000 


 
 


Vorhabenbezogener Bebauungsplan Hotel am Bürgerpark, IN 223 Begründung, Stand: 12.12.2011 
    Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind gemäß 
§ 9 Abs. 2 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu 
deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
Sondergebiet „Hotel“ 
 
Das Sondergebiet „Hotel“ dient der Errichtung und 
dem Betrieb eines Hotel- und Kongressgebäudes 
einschließlich der für diese Nutzung erforderlichen 
Nebenanlagen. 
 
Im Sondergebiet „Hotel“ sind Gebäude und Anlagen 
für den Betrieb eines Hotels einschließlich ergänzen-
der Nutzungen wie z.B. Wellnessbereich, gastrono-
mische Einrichtungen oder Einrichtungen für einen 
Konferenz- oder Seminarbetrieb zulässig. 
 
Im Sondergebiet „Hotel“ sind nur Hotels mit einer 
maximalen Zimmerzahl von 180 Zimmern und einer 
maximalen Bettenzahl von 360 Betten zulässig. 
 
II Maß der baulichen Nutzung 
 
Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche darf 
durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO die festgesetzte Grundflächenzahl um bis 
zu 60% überschritten werden. 
 
III Höhe der baulichen Anlagen 
 
1. Als zulässige Höhe der baulichen Anlagen gilt die 


jeweils in der Planzeichnung eingeschriebene 
Gebäudehöhe. Gebäudehöhe im Sinne dieser 
Festsetzung ist die Schnittlinie der Außenflächen 
der Außenwand mit dem oberen Dachabschluss 
(Attika). Bei der Parkpalette (Ga) wird die Gebäu-
dehöhe durch die maximale Brüstungshöhe be-
stimmt. Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen 
ist der festgesetzte Höhenbezugspunkt von 72,0 
m ü. NN. 


 
Ein Abweichen von der Höhe der durch Baugren-
zen umschriebenen Bauteile des denkmalge-
schützten ehemaligen Wasserwerks gegenüber 
dem Bestand ist nicht zulässig.  


 
 


2. Ausnahmsweise ist eine Überschreitung der zu-
lässigen Gebäudehöhen durch notwendige tech-
nische Aufbauten, wie z.B. Fahrstuhlüberfahrten, 
Schornsteine und Lüftungsrohre, bis maximal 1,5 
m zulässig, soweit die Aufbauten in ihrer Grund-
fläche gegenüber dem darunter liegenden Ge-
schoss deutlich untergeordnet, gegenüber der 
Baugrenze des obersten Geschosses mindestens 
3 m zurückversetzt und technische Anlagen ver-
kleidet sind. 


 
IV Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
1. Für das Sondergebiet gilt die abweichende Bau-


weise. Innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche sind Baukörper mit einer Länge über 
50,0 m zulässig. 


 
2. Innerhalb des Sondergebietes ist eine Über-


schreitung von Baugrenzen durch untergeordnete 
Bauteile (Vordächer, Balkone, Eingangstreppen 
u.ä.) um bis zu 1,50 m ausnahmsweise zulässig, 
soweit hierbei eine Gesamtlänge von 50 % der 
jeweiligen Gebäudeseite nicht überschritten wird. 
Die Überschreitungsmöglichkeit gilt nicht für an 
die Baudenkmale angrenzende Gebäudeteile. Es 
wird auf die unter IV, Nr. 5 aufgenommene Rege-
lung verwiesen. 


 
3. Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO so-


wie bauliche Anlagen, die nach landesrechtlichen 
Vorschriften in den Abstandsflächen zugelassen 
werden können, sind mit Ausnahme von Fahrrad-
abstellplätzen sowie den unter Punkt B Gestal-
tung, Ziffer III aufgeführten Werbeanlagen nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie der dafür ausgewiesenen Flächen zulässig.  


 
4. Im Sondergebiet sind innerhalb der mit  2  3 be-


zeichneten Fläche gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO 
Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität 
(Trafostation) zulässig. 


 
5. Innerhalb der festgesetzten Fläche  a  ist die 


Errichtung eines um bis zu 3 m auskragenden 
Vordaches zulässig. 


 
6. Innerhalb der festgesetzten Fläche b  ist die Er-


richtung von ebenerdigen Terrassen zulässig. 
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V Stellplätze 
 
1. Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 


Grundstücksfläche und in den dafür ausgewiese-
nen Flächen (St) und (Ga) zulässig. 


 
2. Innerhalb der Fläche „Ga“ ist eine Parkpalette mit 


zwei Ebenen zulässig. 
 
VI Grünordnung 
 
1. Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind bis zu 


ihrem natürlichen Abgang bzw. bis zum Eintreten 
einer natürlichen Schädigung, die nur mit unzu-
mutbarem Aufwand abgestellt werden könnte, zu 
erhalten und fachgerecht zu pflegen. Bauliche 
Maßnahmen im Kronenbereich der Bäume sind 
nur unter größtmöglicher Schonung des Wurzel-
raumes zulässig (z. B. Ausführung mit 
Handschachtung, Wurzelbrücken). Für jeden 
Baum ist in der Regel eine vegetationsfähige 
Baumscheibe von mind. 3 m Breite und 12 m² 
Gesamtfläche anzulegen und nachhaltig gegen 
Überfahren zu schützen. Abgängige Bäume sind 
der Stadt schriftlich anzuzeigen und vor ihrer Ent-
nahme ist die Zustimmung der Stadt einzuholen, 
sofern die Wiederherstellung der Verkehrssicher-
heit nicht ein unverzügliches Handeln erfordert. 
Abgängige Bäume sind gleichartig im Umfeld des 
bisherigen Standortes zu ersetzen. 


 
2. Außerhalb der Flächen für das Anpflanzen und 


den Erhalt von Bäumen und Sträuchern sind auf 
dem Grundstück dauerhaft mindestens 15 Stück 
mindestens mittelkronige Laubbäume anzupflan-
zen. Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind 
hierauf anrechenbar. 


 
3. Auf den Flächen für das Anpflanzen und den 


Erhalt mit Bindung für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen und Sträuchern ist unter 
Einbeziehung des Bestandes eine geschlossene 
Pflanzung aus Bäumen und Sträuchern zu entwi-
ckeln und dauerhaft zu erhalten. Es sind überwie-
gend heimische Laubgehölzarten zu verwenden. 
Abgängige Gehölze sind gleichartig zu ersetzen. 


 
4. Für die gemäß den Festsetzungen auf den 


Grundstücksflächen vorzunehmenden Anpflan-
zungen sowie für Ersatzpflanzungen bei Abgang 
von Gehölzen gelten folgende Mindestpflanzquali-
täten: 
- Bäume: Hochstämme mit Stammumfang 18 – 


20 cm 
- Sträucher: verpflanzt, 4 Triebe, 60 – 100 cm 
- Heister: 125 – 150 cm 
Artbedingte Abweichungen sind möglich. 


 
5. Für die Neuanpflanzung von Bäumen im Bereich 


befestigter Flächen gelten die Anforderungen an 
die Ausbildung der Baumscheibe aus den textli-
chen Festsetzungen VI 1. analog. 


 
6. Die Parkpalette (in der Planzeichnung als „Ga“ 


gekennzeichnet) ist an der Ost-, Süd- und West-
seite mit Kletterpflanzen zu begrünen. Dabei sind 
selbstrankende oder  schlingende Arten zu ver-


wenden. Je 2 m laufende Fassadenlänge ist je 
eine Kletterpflanze zu setzen. 


 
7. Die zur Begrünung vorzusehenden Grundstücks-


flächen müssen bis zur Ingebrauchnahme der 
baulichen Anlagen ausgebaut sein. Sie sind spä-
testens in der nächstfolgenden Pflanzperiode 
gemäß den Festsetzungen abschließend zu be-
grünen. 


 
8. Die festgesetzten Anpflanzungen und sonstigen 


Begrünungen sind fachgerecht auszuführen, dau-
erhaft zu erhalten und bei Abgang spätestens in 
der nächstfolgenden Pflanzperiode gleichartig zu 
ersetzen. 


 
9. Die Parkpalette (in der Planzeichnung als „Ga“ 


gekennzeichnet) ist an der Ost-, Süd- und West-
seite mit Kletterpflanzen zu begrünen. Dabei sind 
selbstrankende oder  schlingende Arten zu ver-
wenden. Je 2 m laufende Fassadenlänge ist je 
eine Kletterpflanze zu setzen. 


 
VII sonstige Festsetzungen 
 
1. Für die im zeichnerischen Teil mit  1  bezeichnete 


Fläche wird ein Fahr- und Leitungsrecht zuguns-
ten der Ver- und Entsorgungsträger und der Stadt 
Braunschweig festgesetzt. 


 
2. Für die im zeichnerischen Teil mit  2  bezeichnete 


Fläche wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger fest-
gesetzt.  


 
 
B Gestaltung  
 
gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB 
 
I Geltungsbereich 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für den gesamten 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes IN 223 
„Hotel am Bürgerpark“.  
 
II Dachform 
 
Für die Hauptgebäude sind mit Ausnahme der Bau-
denkmale nur Flachdächer bis zu einer Dachneigung 
von maximal 6 Grad zulässig. 
 
III Werbeanlagen 
 
Allgemeine Anforderungen 
 
Als Werbeanlagen im Sinne dieser Satzung gelten 
alle örtlich gebundenen Einrichtungen, die der An-
kündigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf 
Gewerbe und Beruf dienen und von allgemein zu-
gänglichen Verkehrs- oder Grünflächen aus sichtbar 
sind. 
 
Hierzu zählen insbesondere Schilder, Beschriftun-
gen, Bemalungen, Lichtwerbung, Schaukästen, 
Beklebung und im Schaufenster angebrachte Wer-
beanlagen mit Außenwirkung. 
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Werbeanlagen müssen sich in der Gestaltung, insbe-
sondere nach Maßstab, Anordnung, Werkstoff, Farb-
gebung und Wirkung, den baulichen Anlagen unter-
ordnen und in das Straßen- bzw. Ortsbild einfügen. 
Sie sollen sich aus den liegenden und stehenden 
Elementen und den Öffnungsmaßen der Fassade 
herleiten und in die Gliederung der Fassade einpas-
sen. 
 
Akustische Werbeanlagen sind unzulässig. 
 
Werbeanlagen mit wechselndem (flackerndem), sich 
bewegenden Licht (wie z.B. Lichtlaufanlagen, senk-
rechte Kletterschriften, Blink,- Wechsel- und Reflex-
beleuchtung, Himmelsstrahler) und mit sich turnus-
mäßig verändernden Werbedarstellungen (wie z.B. 
Prismenwendeanlagen, CityLightBoards, Rollbänder, 
Filmwände, Wandprojektionen, LED-Boards) und 
Bildschirmwerbung sind unzulässig. 
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung 
zulässig. Innerhalb des Sondergebietes „Hotel“ sind 
Werbeanlagen nur in Form von Hinweisschildern, 
Leuchtschriften und Informationstafeln zulässig. Am 
Gebäude sind maximal 2 Werbeanlagen als waage-
rechte oder senkrechte Schriftzüge auf der Nord- und 
der Ostseite zulässig. 
 
Werbeanlagen oberhalb der Traufkante sind unzu-
lässig. 
 
Innerhalb der zeichnerisch definierten Zonen  c  sind 
maximal fünf Fahnenmasten mit einer maximalen 
Höhe von 10,0 m und in der definierten Zone  d  
maximal vier Fahnenmasten mit einer maximalen 
Höhe von 8,0 m zulässig. Bezugspunkt für die 
Höhenfestsetzungen ist der festgesetzte Höhenbe-
zugspunkt von 72,0 m ü. NN. 
 
IV Einfriedungen 
 
Einfriedungen sind unzulässig. 
 
Innerhalb des zeichnerisch festgesetzten Bereiches  
e  entlang der Westseite des Bebauungsplans ist die 
Errichtung einer geschlossenen Einfriedung aus-
nahmsweise zulässig, soweit sie eine Höhe von 
1,0 m nicht überschreitet. 
 
V Sicht- und Windschutzanlagen 
 
Innerhalb des Sondergebietes „Hotel“ sind Sicht-
schutzanlagen unzulässig. Windschutzanlagen sind 
ausnahmsweise zulässig, soweit sie in ausschließlich 
transparenter Bauweise, mit einem maximal 30 cm 
hohen massiven Sockel und im Bereich der festge-
setzten Fläche  b  errichtet werden.  
 
VI Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt gemäß § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig den örtlichen Bauvor-
schriften zuwider handelt. 
 
 


C Hinweise  
 
Immissionsschutz 
 
Im Baugenehmigungsverfahren sind durch eine 
schalltechnische Untersuchung der Bestand der 
ImEmissionen zu erfassen, resultierende Immissi-
onspegel zu ermitteln und geeignete bauliche Schall-
schutzmaßnahmen (wie z.B. besondere Fensterkon-
struktionen, schallgedämmten Lüftungseinrichtungen) 
vorzugeben, die die vorhandenen Schallquellen nicht 
einschränken und in den Hotelzimmern die Anforde-
rungen an Schallschutz und ausreichende Belüftung 
gewährleisten. 
 
Die Schalldämmmaße für Gebäudeaußenteile sind 
nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ (Ausgabe 
Nov. 1989) mittels geeigneter, nachvollziehbarer 
Bauvorlagen zugehörig zum Bauantrag zu erbringen. 
 
Die DIN 4109 (Ausgabe Nov. 1989) kann bei der 
Stadtverwaltung Braunschweig, Abteilung Umwelt-
schutz - Immissionsschutz, eingesehen werden. 
 
Kampfmittel 
 
Es ist davon auszugehen, dass im Geltungsbereich 
dieses Bebauungsplanes noch Kampfmittel vorhan-
den sein können. Entsprechend ist ein Verdacht auf 
Bombenblindgänger nicht auszuschließen. Es ist 
daher eine baubegleitende Aushubüberwachung auf 
Kampfmittel mit anschließender Sohlensondierung 
vorzunehmen. 


 
Niederschlagswasser 
 
Das Einleiten von Niederschlagswasser in die Oker 
bedarf der Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde der 
Stadt Braunschweig. 
 
Freiflächenplan 
 
Zum Nachweis der gestalterischen und funktionalen 
Integration des Bauvorhabens in die umgebenden 
öffentlichen Parkanlagen ist im Rahmen des Bauan-
trages ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan zu 
erstellen und mit der Stadt Braunschweig einver-
nehmlich abzustimmen. Prägender Baumbestand ist 
nach Möglichkeit zu erhalten.  
 
 
D Nachrichtliche Übernahmen  
 
1. Das Überschwemmungsgebiet der Oker wird 


durch die HQ 100 Linie (71,5 ü. NN, Festlegung 
durch den Niedersächsischen Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) an-
gegeben. 


 
2. Der Druckturm und die Maschinenhalle sind 


Denkmale gem. § 3 Abs. 3 Niedersächsisches 
Denkmalschutzgesetz (NDSchG). 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. November 2011 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 
 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 


in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830, zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2011 (BGBl. I S. 1474) und Art. 2 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1475) 


 


1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) 


 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I 
S. 1986) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 
1.8 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) 


 


in der Fassung vom 30. Mai 1978, zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Mai 
2011 (Nds. GVBl. S. 135) 


 
1.9 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 


 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds.GVBl. Nr.5/2010 S.64), zuletzt 
geändert durch VO v. 22.6.2010 (Nds.GVBl. 17/2010 S.258) und Art. 6 des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2011 (Nds.GVBl. Nr.32/2010 S.631) 


 


1.10 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 26 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353) 
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1.11 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 
 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 29 Nr. 1 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 
353) 
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2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Niedersächsischen Landes-Raumordnungsprogramm 2008 und im Regi-
onalen Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Großraum Braun-
schweig ist die Stadt Braunschweig - seit 2002 im oberzentralen Verbund mit 
den Nachbarstädten Wolfsburg und Salzgitter - als Oberzentrum verbindlich 
festgelegt.  
 
Im regionalen Raumordnungsprogramm unterliegt der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes IN 223 der Funktionszuweisung Oberzentrum und Stand-
ort mit besonderer Entwicklungsaufgabe Tourismus. Weiterhin befindet sich 
das Planungsgebiet in einem Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft und 
einem Vorranggebiet für die Erholung mit starker Inanspruchnahme durch die 
Bevölkerung. 
 
Für den nördlichen Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans enthält das RROP 2008 die Festlegung Vorranggebiet Hochwasser-
schutz. Aufgrund der regionalen Maßstabsebene des RROP 2008 sind Über-
schneidungen des dargestellten Vorranggebietes Hochwasserschutz mit den 
Flächen des Bebauungsplanes nur bedingt erkennbar, daher wird im vorlie-
genden Bebauungsplan eine Konkretisierung der Hochwasserschutzmaß-
nahmen auf Grundstücksebene bzw. eine qualifizierte Auseinandersetzung 
mit der Thematik vorgenommen (siehe Kap. 5.13.1). Seit Aufnahme der Vor-
ranggebiete für den Hochwasserschutz in das Regionale Raumordnungspro-
gramm (RROP) im Jahre 2008 wurden neue Berechnungen des Niedersäch-
sischen Landesamtes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
(NLWKN) vorgenommen. Diese 2011 erstellten Karten werden sowohl für die 
2012 geplante Ausweisung des Überschwemmungsgebietes als auch für die 
Darstellung der Gefahren- und der Risikokarten verwendet. In dem zukünftig 
neu festgesetzte Überschwemmungsgebiet erfolgt nur eine geringfügige 
Überschneidung mit dem geplanten Baugebiet. 
 


 
2.2 Flächennutzungsplan  


 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig stellt in 
seiner derzeit geltenden Fassung für den Geltungsbereich öffentliche Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage dar. Südlich grenzt eine Was-
serübernahmestation und eine Hauptleitung Wasser an. 
 
Aufgrund der geringen Flächengröße des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes wird keine Änderung der Darstellungen des Fläche-
nnutzungsplanes erforderlich. Der Bebauungsplan ist aus dem Fläche-
nnutzungsplan entwickelbar. 
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2.3 Bebauungspläne 
 


Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt der seit dem 18. Sep-
tember 1980 rechtsverbindliche Bebauungsplan WI 10. Dieser setzt in dem 
zu verändernden Teilbereich eine Gemeinbedarfsfläche „Freizeit- und Bil-
dungszentrum“ fest. Als Maß der baulichen Nutzung ist eine zweigeschossi-
ge Bebauung mit einer maximalen Geschossfläche von 4.000 m² festgesetzt. 
 
Zur Realisierung eines Hotel und Konferenzzentrums bzw. der optionalen 
Nutzung für eine Jugendherberge am Standort des ehemaligen Flusswas-
serwerkes wurde bis Oktober 2007 das Bebauungsplanverfahren „Hotel am 
Bürgerpark“ IN 223 begonnen. Der Bebauungsplan sollte als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung im Sinne von § 13a BauGB aufgestellt werden und hat-
te für den Geltungsbereich folgende Festsetzungen vorgenommen: 
 
Sondergebiet „Hotel und Konferenzzentrum“ mit einer GRZ von 0,5 und einer 
maximalen Gebäudehöhe von 25,00 m. Aufgrund der fehlenden Konkretisie-
rung der Planung wurden keine Baugrenzen festgesetzt und andere Nut-
zungsoptionen aufgenommen. Die Baudenkmale Druckturm und Maschinen-
haus wurden nachrichtlich dargestellt. Auf der Fläche des bestehenden 
Parkplatzes wurde eine Fläche für Stellplätze festgesetzt. Weiterhin wurden 
zur Sicherung der öffentlichen Durchwegung sowie der Zugänglichkeit von 
Ver- und Entsorgungsleitungen entsprechende Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechte festgesetzt. 
 
Zum Bebauungsplan IN 223 erfolgte im September-Oktober 2007 die Beteili-
gung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 und die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. Auf-
grund der Nichtinanspruchnahme der zwischen der Stadt Braunschweig und 
dem Investor verhandelten Kauf- und Entwicklungsoption wurde das Verfah-
ren dann nicht zu Ende geführt. 
 
Die Gebäude des ehemaligen Freizeit- und Bildungszentrums wurden 2009 
abgerissen, so dass auf dem Grundstück momentan nur die Baudenkmale 
Druckturm und Maschinenhaus verblieben sind. 
 
Im Jahre 2010 ist ein neuer Vorhabenträger für die Realisierung des Hotel-
projektes an die Stadt herangetreten. Der Bebauungsplan wird daher ab Juni 
2011 als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB fortge-
führt. Da den planungsrechtlichen Festsetzungen des IN 223 nunmehr ein 
konkretes Hotelprojekt zu Grunde liegt und die Festsetzungen in Teilen an-
zupassen waren, erfolgt gemäß § 4a (3) BauGB dazu eine erneute Beteili-
gung der Öffentlichkeit und Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange. 
 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Seit einigen Jahren plant die Stadt Braunschweig, ein Hotel im Vier-Sterne-
Plus-Segment in Braunschweig anzusiedeln. Damit soll die Attraktivität im 
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Kongress- und Veranstaltungswesen gesteigert werden. Ziel der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes IN 223 ist es daher, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines hochwertigen Ho-
tels auf dem Grundstück Nîmes-Straße 2 und unter Integration der Bau-
denkmale des ehemaligen Flusswasserwerkes zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage im Eingangsbereich der stadtbedeutsamen Parkland-
schaft des Kiryat-Tivon-Parks und des Bürgerparks sind die Einfügung in den 
Grünraum, die Berücksichtigung der Wegeverbindungen und die Korrespon-
denz mit dem Gebäude des Stadtbads zentrale Planungsziele. 
 
Zur Sicherung der Umsetzung der abgestimmten Planungskonzeption für das 
Hotel wird ein projektorientierter vorhabenbezogener Bebauungsplan nach 
§ 12 BauGB aufgestellt. Einen entsprechenden Antrag auf Aufstellung wurde 
am 20.06.2011 durch den Vorhabenträger (20. bauwo Business Center 
GmbH, eine Projektgesellschaft und Tochter der bauwo Grundstücks AG mit 
Sitz in Hannover) bei der Stadt Braunschweig gestellt. Der Entwurf des Ho-
tels wird durch das Architekturbüro Seeger Müller Architekten, Berlin und die 
Freiraumgestaltung durch das Büro Annette King, Berlin erarbeitet. 
 
Der Bebauungsplan IN 223 wird daher als vorhabenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 BauGB weitergeführt. Da mittlerweile für die Ansiedlung ei-
ner Jugendherberge im Stadtgebiet an der Wendenstraße ein alternativer 
Standort gefunden werden konnte, kann auf die bisher ausnahmsweise Zu-
lässigkeit einer solchen Nutzung verzichtet werden. 
 
Der Geltungsbereich wurde vergrößert, um die Neuordnung der Wegeflächen 
im Park sowie die am Baugrundstück vorgenommenen Flächenarrondierun-
gen mit aufzunehmen. 
 


4 Umweltbelange 
 
Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan der Innen-
entwicklung im Sinne von § 13a BauGB aufgestellt. Die Planung sieht die 
Umnutzung des Standortes des ehemaligen Flusswasserwerkes zu einem 
Hotel vor. Es handelt sich somit um eine Maßnahme der Wiedernutzbar-
machung von Flächen und der Innenentwicklung. Die innerhalb des Sonder-
gebietes „Hotel“ durch die Festsetzungen mögliche zulässige Grundfläche 
beträgt ca. 5.260 m². Mit der zulässigen Überschreitungsmöglichkeit für Ne-
benanlagen ergibt sich eine gesamte Bebauung von ca. 8.420 m².  
 
Zur Neuordnung der Erschließung des Parks wurde die Parkfläche zwischen 
der Baufläche und dem östlich liegenden Okergraben einbezogen. 
 
Andere Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und 
zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, liegen nicht vor. Vorhaben, die 
der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
werden durch den Bebauungsplan nicht ermöglicht. Im Rahmen einer allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalls erfolgte die Bewertung, dass von einem 
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Hotelvorhaben dieser Größe keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen ausgehen. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung von FFH- oder 
Vogelschutzgebieten sind nicht erkennbar. Die Voraussetzungen für die An-
wendung des beschleunigten Verfahrens sind somit erfüllt. 
 
Im Verfahren nach § 13a BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt 
und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die auf 
Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten im Sinne der Eingriffs-
regelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein na-
turschutzrechtlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine Ein-
griffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen. 
 
Nachfolgend werden die Umweltbelange, soweit sie mit der Planung in Be-
rührung stehen, dargelegt. 


 
Übergeordnete Planung 
Der Landschaftsrahmenplan stellt ein wichtiges Instrument zur Darstellung 
der landschaftsplanerischen Ziele dar. Er wurde durch die Stadt Braun-
schweig im Jahr 1999 veröffentlicht (Stadt Braunschweig, Untere Natur-
schutzbehörde, 1999: Landschaftsrahmenplan Gemäß § 5 Niedersächsi-
sches Naturschutzgesetz für die Stadt Braunschweig, bearbeitet durch die 
Arbeitsgemeinschaft Landschaftsökologie ALAND, Hannover). Das Plange-
biet gehört zu den wohnungsnahen Freiräumen, die zu erhalten sind. Für das 
Plangebiet sind Anforderungen formuliert wie Extensivierung der Gewässer-
unterhaltung für die Oker, Erhalt der waldfreien Bereiche, Erhalt und Entwick-
lung naturnaher Flächen und von Altholz. 
 
Entsprechend seiner grünräumlichen Struktur und des naturräumlichen Zu-
sammenhangs liegt das Plangebiet in einer Verbundachse des Biotopver-
bundsystems. 


 
4.1 Mensch und Gesundheit 
 


Auf dem Grundstück des ehemaligen Wasserwerkes wurde 1967 das Frei-
zeit- und Bildungszentrum (FBZ) im Bürgerpark eröffnet. Diese Nutzung wur-
de 2002 beendet. Das Gelände befindet sich in Randlage zum Bürgerpark. 
Der Bürgerpark ist ein wichtiges innerstädtisches Erholungsgebiet, das von 
einem dichten Wegenetz durchzogen ist. Aufgrund der inselartigen Lage mit 
den Okerumflutgräben wird die Zugänglichkeit zwischen südlicher Innenstadt 
und dem Bürgerpark durch die Lage der Brücken über die Umflutgräben vor-
gegeben. Durch die Lage dieser Brücken und die Verbindung in südlicher 
Richtung ergibt sich im Bereich des Sonderbaugebietes eine wichtige Bünde-
lungs- und Verteilungsfunktion und im unmittelbaren Umfeld eine hohe Dich-
te an Wegen. 
 
Hinzu kommt, dass die angestrebte übergeordnete, stadtumgreifende Wege-
verbindung entlang der alten Wallanlagen (Via Corona) unmittelbar östlich 
und nördlich entlang des Grundstücks verläuft. Südlich an das ehemalige 
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Wasserwerksgelände grenzt der Bereich des Portikusteiches an, der mit dem 
Teich und dem Portikus einen wichtigen Zielpunkt im Park darstellt. 


Bei allen Planungen ist zu berücksichtigen, dass die wichtigen Wegebezie-
hungen funktion erhalten bleiben t. Darüber hinaus sind die optischen Wir-
kungen auf das Erholungsgebiet des Bürgerparks zu berücksichtigen. 


Der Boden im Planungsgebiet unterliegt zum Teil starken Belastungen. Es ist 
daher erforderlich, dass das im Zuge der Baumaßnahmen aufgenommene 
Bodenmaterial abfallrechtlich klassifiziert und ggf. gesondert entsorgt wird. 
Unter Berücksichtigung der großflächig erhöhten Gehalte an Schadstoffen im 
Planungsgebiet ist der Wiedereinbau des aufgenommenen Materials im Pla-
nungsgebiet lediglich unter Berücksichtigung des im Folgenden unter Kapitel 
4.3 aufgeführten Bodenmanagements möglich: 
 


4.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 


Naturräumlich liegt das Plangebiet innerhalb des Börßum-Braunschweiger 
Okertals im Übergangsbereich zwischen Geest im Norden und Börde im Sü-
den. Der südliche Innenstadtring zeichnet dabei den Grenzverlauf zwischen 
den beiden Naturraumgrenzen nach (Landschaftsrahmenplan, 1999). 


Das vorgesehene Baugrundstück liegt in der Randlage eines innerstädti-
schen Parks, der einem sehr hohen Nutzungsdruck unterliegt. Das Grund-
stück selbst ist seit fast 150 Jahren baulich und durch verschiedene Nut-
zungsphasen geprägt. Der das Baugrundstück umgebende Parkbereich 
diente bereits seit seiner Anlage der Erschließung des Bürgerparks von der 
Innenstadt aus. Die Wegedichte ist daher in diesem Bereich sehr hoch. 


Naturschutzrechtliche Schutzgebiete liegen nicht innerhalb des Geltungsbe-
reichs oder seines Nahbereichs. 


Die Flächen innerhalb des Baugrundstücks sind, wie bereits dargestellt, zum 
großen Teil noch versiegelt. Auf dem Gelände und in seinem unmittelbaren 
Nahbereich befinden sich verschiedene Nutzungen, insbesondere wichtige 
Wegeverbindungen und das Freizeitbad. Der Parkplatz des Geländes wird in 
den Sommermonaten für die Gäste des unmittelbar benachbarten Bades ge-
nutzt. Der Nutzungsdruck wirkt sich durch eine hohe Besucherfrequenz aus, 
die auch das Baugrundstück einbezieht. Das Lebensraumpotenzial für Pflan-
zen und Tiere ist aufgrund der Versiegelung, der ehemaligen und der aktuel-
len Nutzung des Grundstücks eingeschränkt.  


Die nicht denkmalgeschützten Gebäude wurden 2009 abgerissen. Die Keller 
wurden mit Sand verfüllt d.h., die ehemals mit Gebäude bestandenen Berei-
che sind aktuell als Sandflächen charakterisiert, auf denen sich nur vereinzelt 
ruderale Pionierpflanzen (insbesondere Weißer Gänsefuß) angesiedelt ha-
ben. Die Flächenbefestigungen (Asphalt, unterschiedliche Betonpflaster, 
Wegplatten usw.) befinden sich noch im Gelände. Die Vegetationsstruktur 
zeichnet noch die ehemalige Geländenutzung nach. So gibt es ehemalige 
Scherrasenflächen, die sich nach Nutzungsaufgabe in Ruderalfluren umzu-
wandeln beginnen. Ehemalige Staudenpflanzungen im früheren Eingangsbe-
reich lassen sich kaum noch erkennen. Ruderale Staudenfluren mit z. B. 
Großer Brennnessel (Urtica dioica), Weißem Gänsefuß (Chenopodium al-
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bum), Beifuß (Artemisia vulgaris), Nachtkerze (Oenothera biennis) und 
Ackerkratzdistel (Cirsium arvense) haben die Zierstauden bereits überwach-
sen. Das Aufkommen von Pioniergehölzen wie Pappeln, Birken und Robinien 
ist ebenfalls zu beobachten.  


Einige Pflanzbeete entlang der Gebäude und im ehemaligen Eingangsbe-
reich sind mit Ziersträuchern (Mahonie, Spirea, Mispel, Eibe, Felsenbirne, 
Hainbuche als Hecke u.a.) bepflanzt. Diese Ziergehölzpflanzungen umgaben 
die Gebäude und sind ebenfalls auf dem heutigen Parkplatz zu finden.  


Der Baumbestand ist heterogen ausgeprägt. Ein Teil der Bäume wurde ihrem 
Alter nach wahrscheinlich im Zuge der Anlage des Wasserwerks und des 
Bürgerparks gepflanzt. Es handelt sich dabei um Winterlinden (Tilia cordata), 
die entlang der Straße stehen. Etwas jüngere Winterlinden stehen unmittel-
bar südlich der Fassade vor dem ehemaligen Maschinenhaus. Alle anderen 
Bäume sind deutlich jünger und wurden wahrscheinlich in den letzten ca. 40 
Jahren gepflanzt. Es handelt sich dabei um Spitzahorn (Acer platanoides), 
verschiedene Zierobstarten sowie verschiedene Sorbus-Arten. Auffällig ist 
die häufige Verwendung von Eibe (Taxus baccata) und Hainbuche (Carpinus 
betulus, auch als „Fastigiata“). Die in den Pflanzungen vorkommenden Hain-
buchen sind überwiegend mehrstämmig und strauchartig gewachsen. Eben-
falls verwendet wurden Felsenbirne (Amelanchier spec.) und Kornelkirsche 
(Cornus mas).  


Die Winterlinden entlang der Straße weisen trotz typischer Beeinträchtigun-
gen (insbesondere Anfahrschäden, befestigter und verdichteter Wurzelbe-
reich) überwiegend noch eine gute Vitalität auf. 


Alle anderen Bäume sind unterschiedlicher Vitalität. Auffällig ist der Pilzbefall 
bei allen Sorbus, die daher subvital oder abgängig sind.  


Außerhalb des Baugrundstücks ist das Parkgelände durch mehr oder weni-
ger dichte Baumpflanzungen (überwiegend Winterlinde, Spitz- und Berg-
ahorn sowie Schwarz-Erle) gekennzeichnet. Die zwischen Baugrundstück 
und Okergraben liegende Parkfläche ist durch einzeln stehende Bäume und 
Rasenflächen gekennzeichnet. Der Okergraben ist nicht naturnah ausge-
prägt. An seinem Ufer stehen einzelne Parkbäume, teilweise auch Strauch-
aufwuchs. Durch den Bereich verläuft ein Parkweg. An den Okergraben 
grenzt östlich der Bürgerbadepark an. 


Grundsätzlich ist das Plangebiet z. B. als Lebensraum für Brutvögel geeig-
net. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten die Zugriffsverbote für europäische 
Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (besonderer Arten-
schutz). Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es insbesondere verboten,  


- wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten zu töten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu zerstören, 


- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungsszeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungs-
zustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
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- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu zerstören, 


- wild wachsende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören. 


Die häufigste Fallkonstellation (und auch im Plangebiet zu erwarten) sind 
brütende heimische Vögel. Durch die Beachtung von § 39 (5) BNatSchG 
(keine Beseitigung von Bäumen und Gebüschen sowie Ufervegetation in der 
Zeit vom 01. März bis zum 30. September) kann ein großer Teil möglicher 
Beeinträchtigungen geschützter Brutvogelarten vermieden werden.  


Diese so genannte Bauzeitenregelung ist in vielen Fällen geeignet, das Tö-
tungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) und das Störungsverbot (§ 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) abzuwenden. 


Das Beschädigungsverbot geschützter Lebensstätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG) lässt sich nur abwenden, wenn man Kenntnis über solche Le-
bensstätten hat und diese z. B. im Rahmen einer vorgezogenen Ersatzmaß-
nahme (z. B. Anbringen einer Ersatzniststätte vor der nächsten Brutsaison) 
ersetzen kann. Zu diesen Lebensstätten gehören insbesondere alle Orte 
oder Teilhabitate eines Tieres, die für die Fortpflanzung erforderlich sind 
(z. B. Nester und Nistplätze). Bei der Feststellung solcher Lebensstätten 
muss unterschieden werden in solche, die regelmäßig und wiederholt genutzt 
werden und solche, die nach einer Saison wieder aufgegeben werden. Die 
Zerstörung eines Nestes nach Aufgabe durch den Vogel, dass nur eine Sai-
son genutzt wird, steht nicht unter Lebensstättenschutz. 


Bei der Kontrolle im Gelände wurden keine Bruthöhlen festgestellt. Die zu fäl-
lenden Bäume auf dem Baugrundstück sind zu jung bzw. weisen zu geringe 
Stammdurchmesser auf. Die Gehölze (Sträucher und Bäume) sind grund-
sätzlich als Brutvogellebensraum für störungstolerante Parkvögel geeignet.  


Darüber hinaus stehen gleichartige (und besser geeignete) Lebensräume im 
unmittelbaren und weiteren Umfeld zur Verfügung, so dass ein Ausweichen 
möglich ist. 


Die wichtigsten, weil charakteristischen Bäume innerhalb des Plangebietes 
werden zur Erhaltung festgesetzt. Ein Teil der zumeist jüngeren Bäume muss 
gefällt werden, da sie innerhalb der Bau- und Erschließungsflächen stehen. 
Sie werden durch Neupflanzungen ersetzt. Ein Teil der innerhalb des Plan-
gebietes vorhandenen Strauchflächen wird ebenfalls durch eine Erhaltungs-
festsetzung gesichert. 


Das Landschaftsbild wird aktuell einerseits durch die denkmalgeschützten 
Bauanlagen des Turms und der ehemaligen Maschinenhalle sowie anderer-
seits durch den Gehölzbestand bestimmt. Dabei stehen insbesondere im 
Randbereich des Grundstücks und im unmittelbaren Nahbereich innerhalb 
des Bürgerparks Bäume mit Kulissenwirkung. Diese Kulissenwirkung wird im 
Wesentlichen erhalten. Es werden aber auch Neupflanzungen innerhalb des 
Geltungsbereiches vorgenommen, um die Struktur zu stärken. 
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Die maximale Höhe der Gebäude ist auf 22 m festgesetzt. Sie bleibt damit 
unterhalb der Höhen großkroniger Bäume. Der Gehölzbestand innerhalb und 
außerhalb des Plangebietes bildet auf der östlichen, südlichen und westli-
chen Seite bereits eine weitgehend geschlossene Kulisse. Wichtig ist, dass 
der südlich liegende Bürgerpark insbesondere in der Fernwirkung nicht be-
einträchtigt wird. Für die neu zu bauenden Gebäude kann bereits der Baum-
bestand eine ausreichende Kulisse bilden. 


Um eine für die Hotelnutzung erforderliche Stellplatzzahl zu erreichen, muss 
der bestehende Parkplatz um eine Ebene aufgestockt werden. Die entste-
hende Parkpalette wird auf ihrer Ost-, Süd- und Westseite eine zusätzliche 
Fassadenbegrünung erhalten, um optische Auswirkungen in den Park hinein 
zu minimieren. 
 


4.3 Boden 
 
Bodenbelastung 


Im Rahmen eines Bodengutachtens (Erkundung der Schadstoffsituation, Be-
richt 08240 A, geolog, Braunschweig September 2008) wurde festgestellt, 
dass die im Bereich des Grundstückes verbreiteten Auffüllungen eine maxi-
male Mächtigkeit von 5,6 m und eine Belastung mit Schwermetallen, PAK 
und vereinzelten Kohlenwasserstoffen aufweisen. Dieses Auffüllungsmaterial 
überschreitet die LAGA-Zuordnungswerte für die Einbauklasse Z 2. 


In den bis maximal 8,2 m unter der Geländeoberkante liegenden anthropo-
genen Auenablagerungen der Okeraue wurden Schwermetallkonzentratio-
nen ermittelt, die in den LAGA-Zuordnungswerte für die Einbauklasse Z 2 fal-
len. 


Aufgrund der zum Teil starken Belastungen ist es daher erforderlich, dass 
das im Zuge der Baumaßnahmen aufgenommene Bodenmaterial abfallrecht-
lich klassifiziert und ggf. gesondert entsorgt wird. Unter Berücksichtigung der 
großflächig erhöhten Gehalte an Schadstoffen im Planungsgebiet ist der 
Wiedereinbau des aufgenommenen Materials im Planungsgebiet lediglich 
unter Berücksichtigung des im Folgenden aufgeführten Bodenmanagements 
möglich: 


Ausgehobener oder abgeschobener Boden, der im Rahmen der Baumaß-
nahmen anfällt, ist grundsätzlich unter Beachtung der abfallrechtlichen Vor-
schriften insbesondere unter Beachtung des allgemeinen Teiles der Mittei-
lung 20 der LAGA „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minerali-
schen Abfällen“ (Stand 6. Nov. 2003), des Teiles II.1.2 „Bodenmaterial“ 
(Technische Regel Boden, Stand 5. Nov. 2004) sowie der Kapitel III.1 und 
III.2 „Probenahme und Analytik“ (Stand 5. Nov. 2004) vorrangig einer Ver-
wertung oder – bei Überschreitung der zutreffenden Zuordnungswerte- einer 
ordnungsgemäßen Beseitigung zuzuführen. 


Im Rahmen der baulichen Maßnahmen ist der Einsatz des vor Ort entste-
henden Bodenmaterials auf dem Baugrundstück auch dann möglich, wenn 
die Zuordnungswerte Z 2 der LAGA-Mitteilung 20 nicht im vollen Umfang 
eingehalten werden. Das Material muss hierbei für die Durchführung der 
Baumaßnahme eine zweckgerichtete und nützliche Funktion übernehmen 
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und für diese Funktion – gegebenenfalls nach einer Behandlung – uneinge-
schränkt geeignet sein. Der Boden kann auf dem Baugrundstück in techni-
schen Bauwerken ausschließlich unter definierten technischen Sicherungs-
maßnahmen in nicht oder nur gering wasserdurchlässiger Bauweise verwen-
det werden (eingeschränkter Einbau). 


Die Umlagerung des Bodenmaterials darf nicht dazu führen, dass sich die 
Umweltsituation hinsichtlich der vorhandenen Schadstoffe deutlich ungünsti-
ger darstellt als vor der Maßnahme. Demnach ist es unzulässig, Bodenmate-
rial, das besonders hohe Schadstoffgehalte aufweist, auf andere, weniger 
belastete Teilflächen zu verbringen. Zudem ist es nicht statthaft, Bodenmate-
rial mit deutlich unterschiedlichen Schadstoffbelastungen durch die Verwer-
tung zu vermischen. 


Bei Unterschreitung der Zuordnungswerte Z 1.1 und Z1.2 (Einbauklasse 1) 
kann der Boden auf dem Baugrundstück in technischen Bauwerken in was-
serdurchlässiger Bauweise verwendet werden (eingeschränkter offener Ein-
bau). 


Sofern keine bautechnische Versiegelung erfolgt, sind die Bereiche der Ver-
wertung mit einer Abdeckung von 0,3 bis 0,6 Meter aus unbelastetem Bo-
denmaterial zu versehen.  


Grundsätzlich ist das im Bodenmanagement vorgesehene Bodenmaterial vor 
der geplanten Verwertung so zu behandeln, dass die Fremdbestandteile ab-
getrennt und umweltverträglich entsorgt werden. Unabhängig von der Masse 
des Anteils der mineralischen Fremdbestandteile ist Bodenaushub bei der 
Festlegung der Einbauklasse wie Bodenmaterial im Sinne der Technischen 
Regel Boden der LAGA-Mitteilung 20 zu bewerten. Die Schadlosigkeit der 
jeweiligen Verwertungsmaßnahmen ist durch einen anerkannten Gutachter 
zu bewerten.  


Zum Zweck der Geländemodulation (z.B. Landschaftsbauwerke) darf auf 
dem Baugrundstück ausschließlich Boden der Einbauklasse 0 bei Unter-
schreitung der Zuordnungswerte Z 0* gemäß LAGA-Mitteilung 20 genutzt 
werden. Einzelheiten sind in den oben aufgeführten Vorschriften der LAGA-
Mitteilung 20 geregelt.  


Der Bericht 08240 A der geolog GmbH vom 1. September 2008 „Erkundung 
der Schadstoffsituation im Zuge der Umnutzung des Grundstückes Nîmes-
Straße 2 (ehem. FBZ) in Braunschweig“ ist Teil des Bodenmanagements. 
Die dort getroffenen Handlungsanweisungen sind grundsätzlich zu beachten. 
Sie werden ausschließlich durch die Vorgaben des oben aufgeführten Bo-
denmanagements eingeschränkt. 


 
Versiegelung 
Gegenwärtig weist die Fläche des ehemaligen Freizeit- und Bildungszen-
trums eine Versiegelung von ca. 7.870 m² auf. Für die Neuplanung wird 
durch die Festsetzungen eine zulässige Grundfläche von ca. 5.260 m² er-
möglicht. Mit der zulässigen Überschreitungsmöglichkeit für Nebenanlagen 
ergibt sich eine Gesamtversiegelung von ca. 8.420 m². Die rechnerische Er-
höhung beträgt innerhalb des Baugrundstücks ca. 550 m2.  
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Um auf dem Grundstück auch für Reisebusse eine angemessene Wende-
möglichkeit bieten zu können, wird im östlichen Grundstücksteil die Verkehrs-
fläche aufgeweitet. Diese Teilfläche von ca. 27 m² wird mit Rasengitterstei-
nen ausgeführt, so dass die Bodenfunktionen nicht vollständig verloren ge-
hen und der Übergang in den Parkbereich gewährt bleibt.  
 
Zur Neuregelung der Wegeinfrastruktur zwischen südlicher Innenstadt und 
Bürgerpark soll ein bestehender Weg von ca. 105 m2, der parallel zum östli-
chen Umflutgraben der Oker verläuft, für die öffentliche Nutzung verbreitert 
und befestigt werden. Die Ausbaubreite wird zukünftig 3,50 m betragen. Da-
raus ergibt sich eine Gesamtfläche von 275 m2, von der ein Anteil von 
105 m2 bereits erheblich beeinträchtigt ist. Zur weiteren Reduzierung der Be-
einträchtigung in den Boden wird eine bestehende Querspange, die mit As-
phalt befestigt ist, im Umfang von ca. 90 m2 zurückgebaut und entsiegelt.  
 
Grundwasser 
Gemäß Gutachten kann für das Grundwasser durch die analysierten 
Schwermetallgehalte, insbesondere durch das Element Blei, zunächst 
grundsätzlich ein Gefährdungspotenzial abgeleitet werden. Aufgrund der Un-
terschreitung der jeweiligen oberen Maßnahmenschwellenwerte nach LAWA, 
der Lage des Untersuchungsgebietes außerhalb einer Trinkwasserschutzzo-
ne und der im Untersuchungsbereich vorhandenen anthropogenen Hinter-
grundbelastung ist dieses Gefährdungspotential jedoch als gering einzu-
schätzen. Konkrete Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers sind an-
hand der vorliegenden Daten nicht abzuleiten. 


 
Kampfmittel 
Auf Grundlage der Auswertung von Kriegsluftbildern wird das Planungsgebiet 
im Süden mit einer mittelschweren und im Norden mit einer schweren Bom-
bardierung im 2. Weltkrieg gekennzeichnet. Entsprechend ist ein Verdacht 
auf Bombenblindgänger nicht auszuschließen. Es ist daher eine baubeglei-
tende Aushubüberwachung auf Kampfmittel mit anschließender Sohlenson-
dierung vorzunehmen. 
 


4.4  Wasser 


Das Grundstück ist durch die Lage in der Okerniederung (Urstromtal der 
Oker) gekennzeichnet. Südlich des Grundstücks teilt sich die Oker in die öst-
liche und die westliche Umflut. Die östliche Umflut teilt sich noch in den 
Okergraben, der die östliche Grenze des Geltungsbereichs bildet. Der 
Okergraben verläuft ab dem Bürgerbadepark verrohrt in die Innenstadt. Die 
Grundwasserstände sind im Umfeld hoch und hängen im Plangebiet von der 
Höhe der Bodenaufschüttungen ab. Im Rahmen des Abrisskonzeptes war ein 
statischer Nachweis der Sicherheit gegen Auftrieb erforderlich (bearbeitet 
durch H. Völker, 15.12.2008). Hier wurde der Grundwasserstand im Bereich 
oder wenig oberhalb der Kellersohlen bei ca. 69,00 m ü. NN festgestellt.  


Bei allen Planungen sind die Hochwässer der Oker zu berücksichtigen. Das 
Überschwemmungsgebiet wurde 2010 vorläufig gesichert, die kartographisch 
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abgegrenzten Gebiete gelten als festgesetzt. Die Überschwemmungsge-
bietslinie wurde nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. Sie zeigt 
den Wasserstand bei einem hundertjährigen Hochwasser (HQ 100). Die er-
mittelte Höhenfestlegung liegt im Plangebiet bei 71,5 m ü. NN. Eine Über-
schneidung mit dem Bauvorhaben besteht im nördlichen Bereich, die Pla-
nung sieht daher eine Geländemodellierung bis zu einem Niveau für die Flä-
chen der Gebäude und Terrassen von 72,0 m ü. NN vor. Eine entsprechende 
wasserrechtliche Ausnahmegenehmigung (ÜSG) wird rechtzeitig vor Beginn 
der Baumaßnahmen im Überschwemmungsbereich bei der Wasserbehörde 
der Stadt Braunschweig gestellt. Zur Kompensation dieser Inanspruchnahme 
von Überschwemmungsraum wird durch die Stadt Braunschweig ein anderer 
Retentionsraum bereitgestellt und durch den Investor ausgeglichen.  


Die Okerumflut wurde im Landschaftsrahmenplan hinsichtlich der Leistungs-
fähigkeit im Naturhaushalt als stark eingeschränkt eingestuft. Der Ausbauzu-
stand war sehr naturfern. Diese Einschätzung dürfte sich bis heute nicht ge-
ändert haben.  


Ein großer Teil des Flurstücks ist versiegelt. Das auftreffende Nieder-
schlagswasser versickert frei auf dem Grundstück oder läuft in die Randbe-
reiche ab. Das Wasser vom Parkplatz wird zurzeit in die Oker abgeleitet. Die 
Grundwasserneubildung ist aufgrund der Versiegelung gering. Das Über-
schwemmungsgebiet war teilweise bereits überbaut. Die Bebauung wurde 
bis auf die Bodenplatten abgetragen. 


Das gering verschmutze Niederschlagswasser kann in die Oker eingeleitet 
werden. 
 


4.5 Klima, Luft 
Im Landschaftsrahmenplan wird der Bürgerpark als Kaltluftentstehungsgebiet 
unter Freilandverhältnissen dargestellt. Die südliche Okerniederung bildet ein 
zusammenhängendes Areal, das als Flurwind-Leitbahn die Innenstadt mit 
Frischluft versorgt. 
 
Durch das Bauvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Um-
weltmedien Klima und Luft zu erwarten. Das Frischluftentstehungspotenzial 
(insbesondere durch Gehölze) wird nur geringfügig verändert. Die Kaltluft-
massenströme werden nicht wesentlich verändert. Gebäude, die höher als 
der vorhandene Baumbestand sind, werden nicht errichtet. 
 


4.6 Lärm 
In unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich liegen mehrere Emissionsquel-
len: die nördlich verlaufenden Hauptverkehrsstraßen (Straßenverkehrslärm) 
sowie verschiedene Lärmquellen durch Freizeitanlagen (Volkswagenhalle, 
Festival „Kultur im Zelt“, Bürgerbadepark, Beach-Club „Okercabana“) Bei ei-
nem Großteil der Freizeitanlagen Emissionsquellen handelt es sich um tem-
poräre Veranstaltungen oder Einrichtungen, bei denen es vor allem in den 
Sommermonaten zu Lärmemissionen kommt. 
 
Im Rahmen der städtebaulichen Planung erfolgt die Beurteilung von Ge-
räuschimmissionen gemäß DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. Diese 
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DIN enthält im Beiblatt 1 Orientierungswerte (OW) mit denen die am Immis-
sionsort anliegenden Beurteilungspegel für jede Lärmart einzeln verglichen 
werden. Gemäß der Eigenart der vorhandenen umgebenden Bebauung ist 
der Schutzanspruch für eine Hotelnutzung im Plangebiet immissionsschutz-
rechtlich dem eines Mischgebietes gleichzusetzen: 


 
Lärmart OWtag (06.00 – 


22.00 Uhr)
OWnacht (22.00 - 06.00 Uhr)


Straßenverkehrslärm 60 dB(A) 50 dB(A) 
Freizeit-anlagenlärm 60 dB(A) 45 dB(A) 


Die Geräusche werden durch Anlagen (VW-Halle, Freibad, Kultur im Zelt 
etc.), die den Immissionsrichtwerten nach TA Lärm bzw. der Freizeitlärm-
richtlinie unterliegen, erzeugt.  


Im Rahmen der Genehmigungsverfahren der Mehrzweckhalle (VW-Halle) 
wurden mehrere Schallgutachten vorgelegt. Aus diesen ist zu entnehmen, 
dass der zu berücksichtigende Orientierungswert in der Nachtzeit (45 dB(A)) 
teilweise am geplanten Hotel überschritten wird.dass durch die Anlagenge-
räusche mit einem Schallpegel von 51 dB(A) sowie durch die Parkplatznut-
zung mit 45 dB(A) am Standort des geplanten Hotels zu rechnen ist. Hieraus 
folgt, dass der Nachtrichtwert für die Hotelnutzung teilweise überschritten 
wird. 


Durch eine überschlägige Prognose des Schwimmbadbetriebes ergeben sich 
Schallpegel zur Tageszeit von bis zu 63 dB(A). Somit wird durch eine heran-
rückende schutzbedürftige Hotelnutzung der Orientierungswert am Tage dort 
teilweise überschritten. 


Durch eine überschlägige Prognose des Verkehrslärms der Hauptstraßen ist 
von einem Tagespegel von 53- 55 dB(A) und einem Nachtpegel von 42-45 
dB(A) auszugehen. Demzufolge werden die Orientierungswerte für die Tag- 
und Nachtzeit deutlich eingehalten.  


Durch die nun vorliegende Hotelplanung verkürzen sich die Distanzen zu den 
o. g. Emittenten. Aufgrund der reduzierten Distanz würde es ohne Schall-
schutzmaßnahmen im Sinne des „architektonischen Selbstschutzes“ zu Ein-
schränkungen der maximal möglichen Schallemission der existierenden 
Emittenten kommen. 


Um dies zu verhindern, sind bauliche Schallschutzmaßnahmen (DIN 4109) 
an den Gebäudeaußenbauteilen des Hotels erforderlich. Diese Maßnahmen 
haben sicherzustellen, dass unter Berücksichtigung einer ausreichenden Be-
lüftung ein Innenraumpegel von 35 dB(A) auf Grundlage der DIN 18005 (Teil 
1, Bl. 1) i.V.m. Tabelle 6 der VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern und 
deren Zusatzeinrichtungen“ in den Hotelzimmern (insbesondere in der 
Nachtzeit) nicht überschritten wird (s.a. Nr. 5.12.1). 


Die Schalldämmmaße für Gebäudeaußenteile sind nach DIN 4109 „Schall-
schutz im Hochbau“ mittels geeigneter, nachvollziehbarer Bauvorlagen zu-
gehörig zum Bauantrag zu erbringen. 
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4.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  


Im Plangebiet befinden sich der ehemalige Druckturm sowie die ehemalige 
Maschinenhalle des Flusswasserwerks, die beide Baudenkmale im Sinne 
des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes sind. Das ehemalige Fluss-
wasserwerk wurde 1864 im heutigen Bürgerpark errichtet und war die erste 
öffentliche Wasserversorgung Braunschweigs. Es versorgte bis 1902 die 
damalige Gesamtstadt innerhalb der Okerumflut mit Trinkwasser.  


Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurde eine weitge-
hende Freistellung der Baudenkmale und Integration in den neuen Hotelbau-
körper gesichert. Der Druckturm wird auf drei Seiten unverbaut sichtbar sein. 
Auch die ehemalige Maschinenhalle wird nur an einer Seite an den Hotel-
neubau baulich angeschlossen, so dass das Gebäude auf drei Seiten 
unverbaut bleibt. 


Die festgesetzte Höhe von 22 m liegt unter der Hälfte der Höhe des Druck-
turmes und stellt damit sicher, dass er in der Fernwirkung mit seiner oberen 
Hälfte sichtbar bleibt.  


Anzeichen auf Bodendenkmale bestehen nicht. Wie in Kapitel 4.3 dargestellt, 
wurde die Fläche der ehemaligen Niederung zu ihrer Nutzbarmachung im 
19. Jh. komplett aufgeschüttet. Dieses gilt nicht nur für das Gelände des 
ehemaligen Wasserwerks, sondern für den gesamten Bürgerpark. Mögliche 
oberflächennah anstehende Bodendenkmale älterer Zeit wären dabei bereits 
abgedeckt worden.  


Mit der Anlage des Bürgerparks wurde ab 1886 (Fertigstellung 1891) ca. 20 
Jahre nach dem Wasserwerk begonnen. Der Bürgerpark umschließt mit sei-
nen nördlichen Ausläufern das Baugrundstück. Die ersten Planungen durch 
den Gartenarchitekten Kreiß datieren aus dem das Jahr 1868, also kurz nach 
Beginn der Anlage des Wasserwerks. In den historischen Plänen war das 
Betriebsgelände des Wasserwerks berücksichtigt und durch 
Gehölzpflanzungen abgeschirmt. Der Erhalt bzw. der Neuaufbau der Kulis-
senpflanzungen um die neuen Baukörper und Anlagen ist im Bebauungsplan 
festgesetzt. Eine Beeinträchtigung der Sichtbezüge des Parks ist daher nicht 
zu erwarten. Der Bereich um den Portikusteich ist dicht von hohen Bäumen 
umgeben, so dass selbst der Turm nur aus wenigen Perspektiven zu erken-
nen ist.  
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5 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


Die planungsrechtliche Sicherung der Hotelanlage erfolgt über die Festset-
zung eines Sondergebietes Hotel. Die Festsetzung ermöglicht die Umset-
zung der vorgesehenen Nutzungen und berücksichtigt die Dimensionierung 
der Hotelanlage von 180 Zimmern und 360 Betten. Es soll damit ein attrakti-
ves Angebot für Übernachtungs- und Tagungsgäste mit ergänzenden Ein-
richtungen für Gastronomie, Wellness und Konferenzen geschaffen werden. 
Im Durchführungsvertrag sowie im Kaufvertrag wird der hochwertige Stan-
dard „4-Sterne Superior“ (Klassifizierung gem. des Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverbandes e.V – Dehoga) gesichert. Dieses entspricht den Pla-
nungszielen der Stadt zur Stärkung des Hotelangebotes im oberen Markt-
segment und zur Aufwertung des Grundstückes des ehemaligen Flusswas-
serwerkes.  


Der Standort eignet sich zum einen auf Grund seiner unmittelbaren Nähe zur 
Innenstadt und zum anderen wegen seiner Nachbarschaft zum Bürgerpark 
für die Entwicklung eines attraktiven Hotelstandortes. Die Innenstadt mit ih-
ren Kultur-, Freizeit- und Einkaufsangeboten ist fußläufig zu erreichen. Der 
Bürgerpark besitzt einen hohen Freizeit- und Erholungswert, der auch den 
Hotelgästen zu Gute kommen kann. Mit der gegenüberliegenden Volkswa-
genhalle können Standortsynergien entstehen. 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird bezogen auf das Plangebiet 
durch die überbaubare Grundstücksfläche (GRZ), die zulässige Geschoss-
fläche (GFZ) und die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. 


 


5.2.1 Grundflächenzahl 
 
Es wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 festgesetzt. Zusätzlich wird 
gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO eine Überschreitung der festgesetzten Grund-
fläche für Nebenanlagen um bis zu max. 60 % gewährt.  


  Die 50%-ige Überbauung und die maximale Inanspruchnahme der Über-
schreitungsmöglichkeit für Nebenanlagen ergeben einen höheren Versieg-
lungsgrad als der derzeitige. Die festgesetzte maximal zulässige versiegelte 
Fläche beträgt ca. 8.420 m², dies entspricht einem Versiegelungsgrad von 
ca. 80 % (entspricht einer Grundflächenzahl von 0,8). 


Damit wird die Obergrenze gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO eingehalten. 
Eine Festsetzung der Überschreitungsmöglichkeit für Nebenanlagen erfolgt, 
um den für eine Hotelnutzung erforderlichen Nutzungen aus verkehrlicher 
und betrieblicher Sicht (Wege, Zufahrt, Stellplätze, Anlieferung) sowie den 
Außenbereichen für Gäste, Seminarveranstaltungen (Terrassen) Rechnung 
zu tragen.  
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5.2.2 Geschossflächenzahl 
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird als zulässiger Höchstwert mit 1,2 fest-
gesetzt. Für das Baugrundstück wird damit eine Geschossfläche von ca. 
12.620 m² ermöglicht. Hierdurch wird die geplante hochwertige Hotelnutzung 
mit den geplanten integrierten Nutzungen Gastronomie, Veranstaltungen und 
Wellness gesichert. Die Obergrenze gemäß § 17 BauNVO wird deutlich un-
terschritten. 


 
5.2.3 Höhen baulicher Anlagen 
 


Der gestaffelte Baukörper sieht insgesamt 6 Vollgeschosse vor, das oberste 
Geschoss enthält Technikflächen. Durch die Einhausung sollen die klaren 
Gebäudekonturen erhalten bleiben und dem hohen gestalterischen Anspruch 
der Neuplanung Rechnung getragen werden. 


Als zulässige Höhe der baulichen Anlagen gilt die jeweils in der Planzeich-
nung eingeschriebene Gebäudehöhe. Gebäudehöhe im Sinne dieser Fest-
setzung ist die Schnittlinie der Außenflächen der Außenwand mit dem oberen 
Dachabschluss (Attika). Entsprechend der Staffelung des Baukörpers wer-
den Gebäudehöhen von 22,0 m, 18,5 m sowie 15,4 m und 6 m festgesetzt. 
Die Trauf- und Firsthöhe der Maschinenhalle (ca. 8,5 m bzw. 15,4 m) werden 
damit durch die angrenzenden neuen Gebäudeteile berücksichtigt. 


Bezugspunkt für die Höhenangaben ist der festgesetzte Höhenbezugspunkt 
von 72,0 m ü. NN.  


Erforderliche technische Aufbauten, wie z.B. Fahrstuhlüberfahrten, Schorn-
steine und Lüftungsrohre, sind ausnahmsweise bis zu einer Höhe von 1,5 m 
oberhalb der festgesetzten Gebäudehöhe zulässig. 


Bei der Festlegung der Höhe erfolgt die Orientierung an der Höhe des vor-
handenen denkmalgeschützten Turmes des ehemaligen Flusswasserwerkes. 
Dieser weist eine Höhe von ca. 48 Metern auf. Die Gebäudehöhenbegren-
zung entspricht ungefähr der Hälfte der Höhe des Turmes. Der Turm kann 
seine Rolle als markanter Blickfang am Rande des Bürgerparks weiterhin 
entfalten und sich zum Erkennungsmerkmal des neuen Hotels entwickeln. 
Gegenüber dem Bebauungsplanentwurf 2007 wurde die maximal zulässige 
Höhe von 25 m auf 22 m reduziert. 


Für die Parkpalette wird eine Gebäudehöhe von 4,2 m, gemessen an der 
maximalen Brüstungshöhe, festgesetzt. 


Die gemäß § 7 NBauO erforderlichen Abstandsflächen liegen in geringfügi-
gem Umfang außerhalb des Baugrundstückes. Dies betrifft zwei Teilflächen 
im Nord-Westen sowie ein Teilbereiche im Süd-Osten (Parkpalette). Die 
Überschreitungen fallen auf öffentliche Grünfläche (Parkanlage). Mit der 
Stadt Braunschweig wird im Kauf- und Durchführungsvertrag eine entspre-
chende Zustimmung vertraglich vereinbart. 
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5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 


Entsprechend der Gebäudeplanung wird im Baugebiet eine abweichende 
Bauweise mit Baukörpern über einer Länge von 50 m festgesetzt. 


Die Baugrenzen werden entsprechend dem es abgestuften Gebäudekörpers 
differenziert festgesetzt. Zusätzlich erfolgen im Gebäudekörper Rücksprünge 
an der Nord-West-Fassade sowie im Eingangsbereiche des Hotels, bei dem 
ein arkadenartiger Vorplatz geschaffen wird. 


Die beiden Baudenkmale werden durch Baugrenzen auch planungsrechtlich 
gesichert. 


Um einen gewissen Gestaltungsspielraum zu ermöglichen, wird eine Über-
schreitung der Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile (Vordächer, Bal-
kone, Eingangstreppen u.ä.) um bis zu 1,50 m zugelassen. In der Festset-
zung sind zur Sicherung der Gestaltungsqualität Einschränkungen der Über-
schreitungsmöglichkeiten aufgenommen. 


Um eine geordnete baulicher Gestaltung der Hotelanlage planungsrechtlich 
zu sichern, sind Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO nur innerhalb 
der Baugrenzen sowie innerhalb der dafür ausgewiesenen Flächen zulässig. 
Ausgenommen sind die am Zufahrtsbereich bestehende und geplante 
Trafostationen, die gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO innerhalb der ausgewiese-
nen Fläche zulässig sind sowie Fahrradstellplätze und die im Rahmen der 
Gestaltungsvorschriften definierten Werbeanlagen. 


Entsprechend dem es geplanten Gebäudes werden ein Vordach am Hotel-
eingang sowie Terrassenflächen im Hofbereich planerisch ermöglicht. 


 
5.4 Stellplätze und Garagen 


Das Vorhaben sieht ein Hotel mit Tagungs- und Kongressnutzungen sowie 
Gastronomie vor. Der Vorhabenträger ermittelt hierfür einen Bedarf von ca. 
140 Stellplätzen, eine entsprechende Größenordnung ist in der Planung vor-
gesehen. Gem. NBauO bzw. den Richtzahlen für den Einstellplatzbedarf be-
steht für die Nutzungen Hotel, Gastronomie und Konferenz (als Mittelwert) 
ein bauordnungsrechtlich nachzuweisender Bedarf von 101 Stellplätzen. Die 
im Vorhabenplan vorgesehenen ca. 142 St. gehen damit über die Anforde-
rungen entsprechend dem es Mittelwertes der Richtzahlen hinaus.  


Die Stellplätze werden auf dem Baugrundstück untergebracht, da angren-
zende oder in der näheren Umgebung vorhandene Stellplatzflächen ausge-
nutzt sind bzw. nicht dem hochwertigen Hotelangebot entsprechen. Innerhalb 
des Geltungsbereiches werden im Wesentlichen die bestehenden Flächen 
verwendet bzw. neu gestaltet. Ebenerdige Stellplatzflächen sind südliche und 
westlich der Maschinenhalle vorgesehen. Daneben ist ein zweieingeschossi-
ges Garagengebäude (Parkpalette) mit einer maximalen Höhe von 4,2 m 
vorgesehen. Die Eingrünung des Garagengebäudes erfolgt durch die beste-
hende Gehölzkulisse sowie ergänzende Rankpflanzungen. 
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5.5 Öffentliche Verkehrsflächen 
 


5.5.1 Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Das Grundstück ist über die Nîmes-Straße mit Wendeanlage erschlossen 
und an das öffentliche Straßennetz angebunden. 


 
5.5.2 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 


 
Das Gelände ist über die Stadtbahnhaltestelle Friedrich-Wilhelm-Platz und 
die Bushaltestellen Am Wassertor und Holzhof gut an den öffentlichen Nah-
verkehr angebunden. 
 


5.5.3 Motorisierter Individualverkehr, MIV 


Das Gelände ist über die Nîmes-Straße, die in die Adenauer-Straße und den 
Lessingplatz führt, erschlossen und damit gut an das örtliche und überörtli-
che Verkehrsnetz angebunden. 
 


5.5.4 Fuß- und Radverkehr 
 
Im Rahmen der Neuplanung wurde ein Wegekonzept erstellt, in dem die in 
Nord-Süd Richtung verlaufenden Fuß- und Radwegeverbindungen funktional 
und gestalterisch aufgenommen werden. Da am nördlichen Grundstückteil an 
der Nîmes-Straße eine Bündelung verschiedener Wege erfolgt, wird hier eine 
übersichtliche Neuordnung geschaffen. Durch eine Arrondierung der Grund-
stücksflächen für das Hotelvorhaben wird eine Zuordnung der Wegeflächen 
innerhalb der öffentlichen Grünfläche der Parkanlage ermöglicht. Die Siche-
rung der Umgestaltungsmaßnahmen der Wegeflächen erfolgt über den Kauf-
vertrag sowie den Durchführungsvertrag. 
 


5.6 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
 


Der Geltungsbereich liegt in Nachbarschaft zum Bürgerpark. Der Bürgerpark 
besitzt eine wichtige Funktion bei der Versorgung der Braunschweiger Be-
völkerung mit Grünflächen. Er kommt insbesondere den Bewohnern des 
westlichen Ringgebietes und der Innenstadt zugute. Ziel ist es also, den 
neuen Hotelbaukörper in die benachbarte Grünstruktur des Parks einzubin-
den, um die Wirkung eines Fremdkörpers zu vermeiden. Dieses wird durch 
die Erhaltung bzw. Ergänzung von Kulissenpflanzungen gewährleistet. Das 
Baugebiet selbst wird durch Baumneupflanzungen begrünt. Ein Teil der 
Strauchpflanzungen wird durch eine Pflanzbindung erhalten.  


Im Geltungsbereich befinden sich entlang der vorhandenen Zufahrtstraße zur 
Stellplatzanlage und direkt östlich des Maschinenhauses großkronige Einzel-
bäume. Es handelt sich hierbei um erhaltenswerte und städtebaulich prägen-
de Bäume. Die Bäume bilden auf Grund ihrer Größe eine grüne Raumkante. 
An der Südfassade des denkmalgeschützten Maschinenhauses befinden 
sich drei jüngere Linden, die eine grünräumliche Abgrenzung zwischen dem 
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historischen Maschinenhaus und der südlich gelegenen Stellplatzanlage bil-
den. Diese Bäume werden durch die Erhaltungsfestsetzung gesichert und in 
die Vorhabenplanung integriert. 


Um die geplanten Baukörper und die Nebenanlagen errichten zu können, 
sind Baumfällungen erforderlich. Auf Grundlage des Vorhabensbezugs und 
des zwischenzeitlich erarbeiteten Freiflächenplans lässt sich die Anzahl der 
zu fällenden Bäume ermitteln. Es handelt sich hierbei um ca.  insgesamt 231  
jüngere Bäume unterschiedlicher Arten. Es handelt sich überwiegend um 
jüngere, aber auch 2 alte Bäume. Die älteren Bäume haben prägende Wir-
kung. Die jüngeren stützen aktuell zwar die Grünstruktur, sind aber als Ein-
zelbäume überwiegend nicht prägend. 


Die zu fällenden Bäume werden durch ca. 23 Neupflanzungen ersetzt. Maß-
geblich ist nicht die Zahl der Einzelbäume, sondern der Erhalt der Grün-
Struktur und der Gehölzkulisse. Hierzu gehört auch die Pflanzbindung zum 
Erhalt der Gehölze entlang der östlichen, südlichen und westlichen Grund-
stücksgrenze. Davon Die Flächen zur Erhaltung werden durch Neupflanzun-
gen geschlossen. Von den 23 Neupflanzungen sind 15 Neupflanzungen au-
ßerhalb der Fläche für Anpflanzungen vorgesehen. Der Erhalt der Grünstruk-
tur kann durch die Festsetzungen des Bebauungsplans gewährleistet wer-
den.  


Der derzeitige Parkplatz muss aufgrund der für die Hotelnutzung erforderli-
chen Zahl der Stellplätze vergrößert werden. Dazu ist eine einfache Aufsto-
ckung zur Parkpalette geplant. D.h. es werden zwei Parkebenen entstehen, 
von denen die obere bei ca. 3 m über Gelände liegt. Bereits der jetzige 
Gehölzbewuchs verhindert eine Einsehbarkeit vom Bürgerpark aus. Zusätz-
lich sind weitere Baumpflanzungen und eine Fassadenbegrünung der Park-
palette vorgesehen.  


Die Eingangssituation zum Grundstück ist durch Gehölze geprägt. Auch 
wenn für eine Neuordnung der Erschließung (Zufahrt zum Gelände und que-
rende öffentliche Wege) einzelne Bäume und Strauchbestände gefällt wer-
den müssen, so wird doch die Struktur erhalten und durch Neupflanzungen 
unterstützt, so dass eine grün geprägte Eingangssituation entsteht. Wichtig 
ist vor diesem Hintergrund die Neupflanzung mindestens eines dominanten 
Einzelbaumes vor der geplanten nördlichen Gebäudefront. 


Die Festsetzung höherer Pflanzqualitäten sichert eine schnelle Wirksamkeit 
der Pflanzungen als Kulisse. Die Forderung der fachgerechten Ausführung 
soll sicher stellen, dass die Pflanzarbeiten gemäß einschlägiger Regeln und 
Normen erfolgt. Die geforderte Nachpflanzung der Pflanzungen bei Abgang 
soll eine dauerhafte und kontinuierliche Begrünung sicher stellen.  


Insgesamt ist gewährleistet, dass der Baukörper und die baulichen Anlagen 
durch die Grünfestsetzungen in das landschaftlich geprägte Umfeld einge-
bunden werden können.  


Da das Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt wird, gelten gemäß 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe als bereits erfolgt oder zulässig. Ein natur-
schutzrechtlicher Ausgleich eines Eingriffs ist somit nicht erforderlich. Im 
Rahmen der Vorhabenplanung wird dennoch versucht, die entstehenden Be-
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einträchtigungen in den Gehölzbestand nach Möglichkeit zu minimieren und 
die zu fällenden Bäume adäquat zu ersetzen.  


 
5.7 Grünflächen 


Die durch die neuen Wegeverläufe angepasste Parkfläche wird als öffentli-
che Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ festgesetzt. 


 
5.8 Wasserflächen 


Die innerhalb des Geltungsbereiches liegende Fläche des Okergrabens  östli-
chen Umflutgrabens der Oker wird als Wasserfläche festgesetzt. Zu der Flä-
che sind keine Maßnahmen vorgesehen. 


 
5.9 Technische Infrastruktur 


 


5.9.1 Strom 


Im nördlichen Grundstücksteil befindet sich eine 20 kV-Ortsnetzstation der 
Braunschweiger Netz GmbH, mit der das Stadtbad versorgt wird. Das Hotel 
wird über eine eigene Mittelspannungs-Schaltanlage und nachgeschalteten 
Giesharz-Transformator versorgt. Dazu wird neben dem bestehenden eine 
zusätzliche Transformatorstation errichtet. Beide Anlagen sind innerhalb der 
mit  2 bezeichneten Fläche gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO innerhalb des Son-
dergebietes zulässig. Die Anfahrbarkeit sowie ein Leitungsrecht sind im Be-
bauungsplan gesichert, siehe dazu auch Pkt. 5.10. 


 


5.9.2 Trinkwasser 


Die Erschließung mit Trinkwasser sowie Löschwasser für die Wandhydranten 
erfolgt über eine Hausanschlussleitung von der am östlichen Rand der 
Grundstücksfläche verlaufenden duktilen Graugussleitung DN 500. Die 
Anfahrbarkeit sowie ein Leitungsrecht sind im Bebauungsplan gesichert, sie-
he dazu auch Pkt. 5.10.  


An den Geltungsbereich grenzt unmittelbar südlich ein Spitzendeckungsbe-
hälter an. 
 


5.9.3 Regenwasser 


Die Regenwasserentwässerung Die Erschließung des Baugrundstückes er-
folgt über einen Anschluss an den westlichen Umflutgraben der Oker erfolgt 
durch Direkteinleitung über ein neu zu errichtendes Einleitbauwerk. Die Ein-
leitdetails werden im Rahmen der Genehmigungsplanung definiert. 
 


5.9.4 Schmutzwasser 


Der Anschluss des Baugrundstückes an das Schmutzwassernetz der Stadt-
entwässerung Braunschweig erfolgt über eine Hausanschlussanlage in den 
SW-Hauptkanal DN 1200 in der Nîmes-Straße. Eine Einleitbegrenzung be-
steht nicht. 
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5.9.5 Fernwärme 


Die Erschließung mit Fernwärme erfolgt vom vorhandenen Fernwärmenetz 
aus der Nîmes-Straße. Für den erforderlichen Anschlusspunkt muss die auf 
dem Grundstück vorhandene Fernwärmetrasse zurückgebaut werden. 
 


5.9.6 Betriebstelefon 


Die Leitungen des Betriebstelefons laufen gegenwärtig über das Baugrund-
stück, so dass eine Verlegung erforderlich ist. 
 


5.10 Mit Rechten zu belastende Flächen 


Zur planungsrechtlichen Sicherung der Zugänglichkeit von Erschließungsflä-
chen werden folgende Flächen mit Rechten belastet: 


Da innerhalb der bestehenden Zufahrtsstraße eine Trinkwasserleitung liegt, 
wird für die im zeichnerischen Teil mit  1  bezeichnete Fläche ein Fahr- und 
Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger und der Stadt 
Braunschweig festgesetzt. Da eine Neuordnung der Wegeflächen erfolgt und 
dadurch die Wegebeziehungen innerhalb der Park- und der Hotelanlage ge-
trennt werden sollen, erfolgt hier keine Aufnahme von Wegerechten für die 
Allgemeinheit. 


Am nördlichen Zufahrtsbereich befinden sich eine bestehende (Nutzung 
durch Braunschweiger Netz GmbH) und eine geplante Trafostation. Entspre-
chend der Anforderungen der Zugänglichkeit und der Lage der bestehenden 
Leitungen wird für die im zeichnerischen Teil mit  2  bezeichnete Fläche ein 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger 
festgesetzt. 
 


5.11 Gestaltungsvorschriften 
 
5.11.1 Geltungsbereich und Anlass 


Die Gestaltungsvorschriften in Verbindung mit den textlichen und zeichneri-
schen Ausführungen des Vorhabenplanes dienen zur Sicherung der hoch-
wertigen Gestaltungsanforderungen an den Hotelstandort am Bürgerpark. 


 
5.11.2 Dächer 


Zur klaren Abgrenzung gegenüber den bestehenden Baudenkmalen sowie 
zur Minimierung der Gebäudehöhen sind für die neu zu errichtenden Haupt-
gebäude nur Flachdächer mit einer maximalen Dachneigung von 6° zulässig. 


 
5.11.3 Werbeanlagen 


Um einer hochwertigen Gestaltung des Parkeingangsbereiches und des Ho-
telstandortes Rechnung zu tragen, müssen sich Werbeanlagen in die Archi-
tektur und die Parkgestaltung einfügen. Die Werbeanlagen dienen zur Kenn-
zeichnung des Hotels, zur Information über Hotelveranstaltungen und Res-
taurantangeboten sowie zur Verdeutlichung der Wegeführung auf dem 
Grundstück. Eine Regelung des Umfanges und der Gestaltung der Werbean-
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lagen erfolgt im Bebauungsplan sowie den textlichen und zeichnerischen 
Ausführungen des Vorhabenplanes. Der Bebauungsplan kann sich somit auf 
die rahmenbildenden Regeln hinsichtlich der Zulässigkeit von Werbeanlagen 
beschränken. 


 
Gemäß den Gestaltungsvorschriften des Bebauungsplanes sind Werbeanla-
gen nur an der Stätte der Leistung zulässig. Um den oben genannten Anfor-
derungen zu entsprechen, sind auf dem Baugrundstück Werbeanlagen in 
Form von Hinweisschildern, Leuchtschriften und Informationstafeln sowie 
Fahnenmasten zulässig. Am Gebäude sind maximal 2 Werbeanlagen als 
waagerechte oder senkrechte Schriftzüge zulässig 
 
Um den oben genannten Gestaltungsansprüchen gerecht zu werden, sind 
Einschränkungen in Bezug auf die Höhe und die Beleuchtungsart festge-
setzt. 
 
Entsprechend den Anforderungen für eine Bewerbung und Information von 
Veranstaltungen sind am nördlichen Gebäudebereich sowie nördlich vor dem 
Eingangsbereich zur Veranstaltungshalle Fahnenmasten mit einer maxima-
len Höhe von 10 m bzw. 8 m zulässig. Da die Zulässigkeit von Fahnen häufig 
kontrovers diskutiert wird, bietet es sich an, hierzu im Bebauungsplan ab-
schließende Regelungen zu treffen. 
 
Am Eingangsbereich Konrad-Adenauer-Str. / Nîmes-Str. ist ein Hinweisschild 
für das Hotel vorgesehen. Da der Standort außerhalb des Geltungsbereiches 
liegt, erfolgt die Regelung separat und nicht im Verfahren des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes. 
 


5.11.4 Einfriedungen 
Um das Einfügen der Hotelanlage in den Park zu unterstützen, sind Einfrie-
dungen unzulässig. Ausnahme ist die ca. 17 m westlich der Maschinenhalle 
gelegene ca. 1,5 m hohe bestehende Mauer, die in die Abpflanzung integriert 
wird und eine Abgrenzung der Erschließungsflächen gegenüber dem parallel 
zum Umflutgraben verlaufenden Weg ermöglicht. Um diese Mauer auch für 
den Fall zu ermöglichen, dass sie im Rahmen der Baumaßnahmen Schaden 
nimmt, wird sie durch textliche Festsetzung planungsrechtlich ermöglicht. 
Zukünftig ist die Zulässigkeit einer Einfriedung an dieser Stelle auf eine ma-
ximale Höhe von 1,0m beschränkt. Die Einfriedung wird in einen Pflanzstrei-
fen einbezogen, die zum öffentlichen Raum zugewandte Seite soll eingegrünt 
werden. Da sie nur einen untergeordneten Teil der westlichen Grundstücks-
seite einnimmt, sind negative städtebauliche Effekte nicht zu befürchten. 


 
5.11.5 Sicht- und Windschutzanlagen 
 Um eine visuelle Beeinträchtigung der Parklandschaft zu verhindern, sind 


Sichtschutzanlagen unzulässig. Windschutzanlagen sind nur ausnahmsweise 
zulässig, wenn sie in transparenter Form hergestellt werden und der massiv 
wirkende Sockelbereich eine Höhe von 30 cm nicht überschreitet. So bleibt 
gewährleistet, dass keine Blickbehinderungen entstehen. Windschutzanlagen 
sind ausschließlich in Verbindung mit Terrassen zulässig. 
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5.12 Hinweise 
 
5.12.1 Immissionsschutz 


In unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich liegen mehrere Emissionsquel-
len: die nördlich verlaufenden Hauptverkehrsstraßen (Straßenverkehrslärm) 
sowie verschiedene Lärmquellen durch Freizeitanlagen (Volkswagenhalle, 
Festival „Kultur im Zelt“, Bürgerbadepark, Beach-Club „Okercabana“) (siehe 
auch Punkt 4.6). Bei einem Großteil der Emissionsquellen Freizeiteinrichtun-
gen handelt es sich um temporäre Veranstaltungen oder Einrichtungen, bei 
denen es vor allem in den Sommermonaten zu Lärmemissionen kommen 
kann. Die Veranstaltung „Kultur im Zelt“ ist ein seit Jahren etabliertes Festival 
in Braunschweig. Sie ist auf einen Zeitraum von einem Monat begrenzt, wäh-
rend dieses Zeitraums ist mit einem erhöhten Lärmpegel zu rechnen. Auch 
vom Bürgerbadepark sind nur in den Sommermonaten bei entsprechender 
Auslastung der Außenbecken und der Liegewiesen Lärmemissionen zu er-
warten. 


Diese Emissionsquellen können auf der einen Seite zu temporären Beein-
trächtigungen der Hotelnutzung führen, auf der anderen Seite profitieren die 
Hotelgäste von dem umfangreichen Kultur-, Freizeit- und Veranstaltungsan-
gebot in unmittelbarer Nähe. 


Bei den o.g. Freizeitanlagen wird der immissionsschutzrechtliche Schutzan-
spruch zur Einhaltung der Immissionsrichtwerte gemäß Freizeitlärmrichtlinie 
i.V.m. der TA Lärm 0,5 m vor dem geöffneten Fenster ermittelt. Im Plangebiet 
ist aktiver Schallschutz in Form von einer Lärmschutzwand oder einem 
Lärmschutzwall aufgrund der Entfernung zu den Emissionsquellen nicht 
sinnhaft umsetzbar. Eine Anordnung von schutzbedürftigen Räumen an den 
der Emissionsquelle abgewandten Gebäudeseiten durch Nutzung der Eigen-
abschirmung ist grundsätzlich eine adäquate Schutzmaßnahme. Im vorlie-
genden Fall würde die daraus resultierende Gebäudeanordnung eine städte-
baulich und architektonisch gewünschte kompakte Bebauung, die sich in die 
Parkstruktur einfügt, verhindern. Unter Abwägung der städtebaulichen und 
funktionalen Gründe ist daher für die Berücksichtigung der baulichen schall-
schutztechnischen Anforderungen gemäß DIN 4109 auf Grundlage der DIN 
18005 (Beiblatt 1, Teil 1) i.V.m. Tabelle 6 der VDI 2719 „Schalldämmung von 
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“ ein Innenraumpegel von 35 dB(A) 
einzuhalten. Gemäß der VDI 2719 sollte in Mischgebieten der Mittelungspe-
gel in Schlafräumen des Nachts 30 bis 35 dB(A) nicht überschreiten. Von 
daher ist, um einen ungestörten Nachtschlaf zu gewährleisten, entsprechend 
ab Beurteilungspegel > 45 dB(A) die Lüftung von Schlafräumen bzw. zum 
Schlafen geeigneter Räume unabhängig von geöffneten Fenstern zu sichern. 
Mittels geeigneter baulicher Schallschutzmaßnahmen (wie z.B. besondere 
Fensterkonstruktionen, schallgedämmten Lüftungseinrichtungen) kann dem 
erforderlichen Schutzanspruch Rechnung getragen werden. 


Um einen Lärmschutz für die Nutzer des Hotels zu garantieren, sind entspre-
chend des im Bebauungsplan aufgenommenen Hinweises im Baugenehmi-
gungsverfahren durch eine schalltechnische Untersuchung der Bestand der 
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Emissionen und daraus resultierenden Immissionen zu erfassen Bestand der 
Immissionen zu erfassen und der Nachweis zu erbringen, wie durch geeigne-
te bauliche Schallschutzmaßnahmen (wie z.B. besondere Fensterkonstrukti-
onen, schallgedämmte Lüftungseinrichtungen) die Schallschutzanforderun-
gen für eine Hotelnutzung sowie die Anforderungen an eine ausreichende 
Belüftung eingehalten werden kann.  


Weiterhin ist sicherzustellen, dass durch die neue Hotelnutzung keine Ein-
schränkung der im Umfeld bestehenden und oben genannten Nutzungen er-
folgt. 


 


5.12.2 Kampfmittel 


Da nicht auszuschließen ist, dass im Geltungsbereich dieses Bebauungspla-
nes noch Kampfmittel vorhanden sein können, wird auf die Durchführung ei-
ner baubegleitenden Aushubüberwachung auf Kampfmittel mit anschließen-
der Sohlensondierung hingewiesen. 


 


5.12.3 Niederschlagswasser 


Das Einleiten von Niederschlagswasser in die Oker bedarf der Erlaubnis der 
Unteren Wasserbehörde der Stadt Braunschweig. 


 


5.12.4 Freiflächenplan 


Zum Nachweis der gestalterischen und funktionalen Integration des Bauvor-
habens in die umgebenden öffentlichen Parkanlagen ist im Rahmen des 
Bauantrages ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 


 
5.13 Nachrichtliche Übernahmen 


 


5.13.1 Überschwemmungsgebiete 


Gemäß § 31b WHG (Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes) handelt es 
sich bei Teilflächen des Flurstückes um ein Überschwemmungsgebiet. 


Die nachrichtlich in die Planzeichnung übernommene Überschwemmungs-
gebietslinie zeigt den Wasserstand bei einem hundertjährigen Hochwasser 
(HQ 100). Die durch den Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirt-
schaft, Küsten und Naturschutz im Februar 2010 ermittelte Höhenfestlegung 
liegt bei 71,5 m ü. NN. Eine Überschneidung mit dem Baugrundstück besteht 
im nördlichen Bereich auf einer Fläche von ca. 2.180 m². Die Planung sieht 
daher eine Geländemodellierung bis zu einem Niveau für die Flächen der 
Gebäude und Terrassen von 72,0 m ü. NN vor. Eine entsprechende wasser-
rechtliche Ausnahmegenehmigung (ÜSG) wird bei der Wasserbehörde der 
Stadt Braunschweig im Rahmen des Bauantrages gestellt. Weiterhin wird der 
dafür in Anspruch genommene Retentionsraum von ca. 200 m³ durch ent-
sprechende Maßnahmen kompensiert. Auf einer von der Stadt Braunschweig 
bereitgestellten Fläche werden entsprechende Maßnahmen durch den Vor-
habenträger zur Kompensation vorgenommen, eine Umsetzung hat bis zum 
Baubeginn zu erfolgen. In Abstimmung mit der Wasserbehörde der Stadt 
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Braunschweig ist vorgesehen, im Bereich des Springbaches Maßnahmen zur 
Mäandrierung des Grabens vorzunehmen.  


 
Im Zuge der behördlichen Neufestlegung der Überschwemmungsgebiete 
wird eine Anpassung der HQ 100 Linie erfolgen. Eine zeitliche Festlegung 
besteht hier nicht. Die Neufestlegung wird auf Basis einer durch das NLWKN 
im Jahr 2011 durchgeführten hydraulische Modellierung vorgenommen, in 
dieser Darstellung sind nur noch geringfügige Überschneidungen vom ÜSG 
und dem Baugebiet festzustellen.  
 
Insgesamt kann somit festgestellt werden, dass das geplante Hotel die Be-
lange des Vorranggebiets Hochwasserschutz des RROP nicht beeinträchtigt 
und der Hochwasserabfluss nicht behindert wird; es gibt keinen Aufstau bei 
Hochwasser. Die Hochwasserrückhaltung wird nicht beeinträchtigt: Der rech-
nerisch – noch auf die Berechnung Stand 2010 bezogene – Retentionsraum-
verlust wird kompensiert. Das tatsächlich erforderliche Kompensationsvolu-
men wird sich voraussichtlich nochmals reduzieren. 


 


5.14.2 Denkmalschutz 


Der Druckturm und die Maschinenhalle sind als Gruppe baulicher Anlagen 
gemäß § 3 Abs. 3 NDSchG Baudenkmale. Eine entsprechende Berücksichti-
gung der denkmalpflegerischen Belange erfolgt in der Neuplanung durch die 
komplette Freistellung von mindestens 3 Seiten der Baudenkmale sowie die 
Einhaltung von Höhenbeschränkungen. Im Bebauungsplan sind die Bau-
denkmale gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen. 


 


 
6 Gesamtabwägung 
 


Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für den Neubau eines 4 Sterne Superior-Hotels am 
Standort des ehemaligen Flusswasserwerkes geschaffen. Damit wird ein 
hochwertiges Ergänzungsangebot für Beherbergungs- sowie Tagungs- und 
Kongressnutzungen geschaffen und der Eingangsbereich zum Bürgerpark 
betont. Die Baudenkmale Druckturm und Maschinenhalle bleiben in ihrer 
Wirkung erhalten und werden in die Neuplanung integriert. Im Sinne des § 1a 
Abs. 2 BauGB wird mit Grund und Boden sparsam umgegangen, da die 
Wiedernutzbarmachung einer brachliegenden Fläche ermöglicht wird.  


Gegenwärtig weist die Fläche des ehemaligen Freizeit- und Bildungszen-
trums eine Versiegelung von ca. 7.870 m² auf. Die gegenwärtige Planung 
sieht in Folge der neuen Nutzung als Hotelstandort mit Terrassenbereich, 
Vorfahrt, Stellplätzen und den erforderlichen Erschließungsflächen eine zu-
sätzliche Versiegelung von ca. 550 m² auf.  


Auf der einen Seite wird durch eine mögliche Gebäudehöhe von 22,0 Meter 
und einer GRZ von 0,5 plus zusätzlicher 60% - iger Überschreitungsmöglich-
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keit eine wirtschaftlich sinnvolle Ausnutzung des Grundstücks erlaubt. Auf 
der anderen Seite werden durch die Grünordnungsfestsetzungen die Vo-
raussetzungen für die Einbindung in die benachbarten öffentlichen Parkflä-
chen geschaffen. Erforderliche Baumfällungen werden vollständig ausgegli-
chen, entsprechende Regelungen und Pflanzqualitäten sind im Bebauungs-
plan festgesetzt. Nur ein umfassend durchgrüntes Grundstück mit einem 
prägenden Baumbestand wird dem Anspruch eines „Parkhotels“ gerecht. Im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die Voraussetzungen für ei-
ne wirtschaftliche Realisierbarkeit und die Voraussetzungen für die Einbin-
dung in die benachbarten Grünanlagen gegeneinander abgewogen.  


Der Freizeit- und Erholungswert der benachbarten öffentlichen Grünanlagen 
wird für die Bürger und Bürgerinnen nicht eingeschränkt. 


 
7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 


Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche ca. 
15.338 m², die Fläche des Sondergebietes „Hotel“ hat eine Größe von ca. 
10.520 m². Die zukünftige Versiegelung durch das Vorhaben im Sonderge-
biet„Hotel“ liegt in der Größenordnung von ca. 8.200 m². Die avisierte Zahl an 
Zimmern liegt bei ca. 180 Zimmern und die geplante Bettenzahl bei 360. 


 
Innerhalb des Planungsgebietes werden mindestens 135 Stellplätze errichtet. 
 
Plangebiet insgesamt (Geltungsbereich) 1,53 ha  100 % 
Nettobauland 1,05 ha  69 % 
Öffentliche Grünfläche 0,39 ha  25 % 
Öffentliche Verkehrsfläche 0,03 ha  2 % 
Wasserfläche 0,06 ha  4 % 
 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 


 
 Im Rahmen der Errichtung des Hotelstandortes wird eine Neuordnung der 


Wegeflächen im Park vorgenommen. Änderungen im Wegeverlauf ergeben 
sich damit auf öffentlichen Grünflächen sowie einem Teilbereich der öffentli-
chen Verkehrsfläche der Nîmes-Straße. Dies erfolgte in Abstimmung mit den 
Fachbereichen Stadtgrün, Verkehr und Stadtplanung. Die abschließende 
Regelung erfolgt im Durchführungsvertrag. 
 


8.2 Kosten und Finanzierung 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zur Übernah-
me aller Maßnahmen und Kosten, sofern andere Regelungen nicht Gegen-
stand des zwischen der Stadt und dem Vorhabenträger abgeschlossenen 
Kaufvertrages sind. 
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9 Bodenordnende und sonstige Maßna hmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
Durch den Vorhabenträger erfolgte der Erwerb der im Eigentum der Stadt 
stehenden wurde das Grundstück mit den Flächen Flurstück 1/3 sowie Teil-
flächen der Flurstücke 1/15 und 584/10 der Flur 3, Gemarkung Innenstadt 
erworden.. Das neue Baugrundstück hat eine Fläche von ca. 10.520 m². Die 
Arrondierungen im nördlichen und süd-östlichen Teilbereich wurden vorge-
nommen, um eine sinnvolle Abgrenzung des Baugrundstückes zum neuen 
Wegeverlauf und der Buswendemöglichkeit im Park zu schaffen. 


 


Der Kaufvertrag zwischen der Stadt und dem Vorhabenträger wurde im No-
vember 2011 abgeschlossen.  


 
10 Außer Kraft tretende Bebauungspl äne, Beseitigung des Rechtsscheines 


unwirksamer Pläne 
 
Der Bebauungsplan WI 10 tritt im Geltungsbereich des neuen IN 223 außer 
Kraft. 
 








 
 Anlage 7 
 Stand: 22.12.2011 
 
 
 
 


Vorhabenbezogener Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Hotel am Bürgerpark IN 223 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, der Gemeinden sowie sonstiger Stellen 
 
Die Beteiligung gemäß § 4a (3) BauGB fand in der Zeit vom 20.10.2011 bis 
25.11.2011 statt. 
 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
Stellungnahme 
BS Energy, Abt. VW Wärme und 
Contracting, Taubenstraße 7,  
38106 Braunschweig 
Schreiben vom 17.11.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Seitens der Fernwärmeplanungsabteilung 
VW - Wärme und Contracting gibt es keine 
Planungsabsichten neben dem Hotelneubau 
im Bereich zwischen westlichem 
Umflutgraben, Konrad-Adenauer-Straße, 
Nimes-Straße und Bürgerpark.  
  
Nach Rücksprache mit der B4-Plan Ingeni-
eurgesellschaft mBH soll das neue Hotel am 
Bürgerpark mit Fernwärme versorgt werden. 
Voraussetzung für den Neubau ist es, dass 
der bestehende Fernwärmehausanschluss 
inkl. Fernwärmeleitungen DN 65 in der Nimes 
Straße 2 auf einer Länge von ca. 55m zu-
rückgebaut wird.  
  
Die Trassierung der neuen Fernwärmeleitun-
gen ist in dem beiliegenden Lageplan skiz-
ziert. Entsprechend der Detailplanung für das 
Hotel sowie unter der Voraussetzung, dass 
wir für die Heranführung die entsprechenden 
Genehmigungen und Grunddienstbarkeiten 
der Grundstückseigentümer zur Verlegung 
der neuen Leitungen über ihre Grundstücke 
erhalten, wird der exakte Leitungsverlauf 
noch etwas verifiziert.  
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rückbau / Umverlegung der Fernwärme-
leitung ist im Rahmen des Erschließungs-
konzeptes vorgesehen und mit den Leitungs-
trägern abgestimmt. Es wird ein neue An-
schluss errichtet. 
 
 
 
 
Eine Zugänglichkeit der Leitungen für die 
Ver- und Entsorgungsunternehmen ist gege-
ben, zusätzliche Grunddienstbarkeiten sind 
nicht erforderlich. Leitungen für Dritte verlau-
fen nicht durch das Grundstück. 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und die Anregungen teilweise durch die 
aktuelle Erschließungsplanung berücksich-
tigt, ohne dass eine inhaltliche Änderung des 
Bebauungsplanes erforderlich wurde.  
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Stellungnahme 
BS Energy, Abt. Netz, Taubenstraße 7,  
38106 Braunschweig 
Schreiben vom 25.11.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Stromversorgung: 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes IN 
223 verlaufen mehrere 0,4 KV Niederspan-
nungs- und 20 KV Mittelspannungsnetzkabel.
 
Des Weiteren befindet sich eine Ortsnetzsta-
tion (ON 488 Nimesstraße 2) im Geltungsbe-
reich. Diese, im Eigentum der Braunschwei-
ger Versorgungs AG befindlichen Stromver-
sorgungskabel und ON, sind mit einem Lei-
tungs- bzw. Standrecht gesichert. Diese Be-
triebsmittel dienen der öffentlichen Stromver-
sorgung. Eine Verlegung der Stromversor-
gungskabel vor der Errichtung des Hotels ist 
kostenpflichtig zu Lasten des Veranlassers 
vorzunehmen. 
 
Planungsabsichten bestehen im Bereich von 
IN 223 nicht. 
 
In der textlichen Festsetzung unter IV Bau-
weise, überbaubare Grundstücksflächen Ab-
satz 4 ist eine mit (3) bezeichnete Fläche an-
gegeben, die im Plan nicht existiert. 
 
Gas- und Wasserversorgung: 
Die Aufnahme eines Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechtes zugunsten der Versorgung in 
der Hotelzufahrt ist erfolgt. 
 
In der Begründung des Bebauungsplanes IN 
223, Abschnitt 5.10, Absatz 2, Satz 2, wird 
dargelegt, dass die Wegeverbindung zwi-
schen Park und Hotel getrennt werden soll. 
Die unter Abschnitt 4.3, Punkt „Versiege-
lung“, Absatz 3, Satz 4, als „Querspange“ 
erwähnte Wegefläche wird als die, in der An-
lage „Bestands Gas- und Wasserversorgung“ 
orange markierte Fläche verstanden. Da die-
se zurückgebaut werden soll, entfällt als Fol-
ge die in unserer Stellungnahme vom 22. 
Okt. 2007 geforderte Anfahrtsmöglichkeit zu 
den südlich des Plangebietes gelegenen 
Wasserbehältern. 
 
Die in Abschnitt 4.3, Punkt „Versiegelung“, 
Absatz 3, Satz 1 dargestellte Verbreiterung 
des parallel des Okerumflutgrabens verlau-
fenden Weges (Anlage „Bestandsplan Gas- 
und Wasserversorgung“ grün markierte Flä-
che) bietet die Möglichkeit die o.a. Zufahrts-
möglichkeit zu schaffen. Dazu ist die Fest-
setzung eines Fahrrechts im vorgenannten, 


 
 
Der Rückbau / Umverlegung der Stromleitun-
gen ist im Rahmen des Erschließungskon-
zeptes vorgesehen und mit den Leitungsträ-
gern abgestimmt. 
 
Eine Verlegung der Ortsnetzstation ist nicht 
vorgesehen. Das Vorhaben kann auch ohne 
eine Verlegung realisiert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Nummerierung in der Festsetzung IV, Nr. 
4 wird redaktionell angepasst (2 statt3). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung eines Fahrrechtes ist nicht 
erforderlich, da die Wegefläche innerhalb ei-
ner öffentlichen Grünfläche liegt. 
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verbreiterten Weg zugunsten der Versorgung 
erforderlich. 
 
Der in Abschnitt 5.9.2 erwähnte Spitzende-
ckungsbehälter wurde im 19. Jahrhundert er-
richtet und besteht vermutlich aus unbewehr-
tem Beton. Tiefbauarbeiten zur Errichtung 
der Parkpalette erfordern den statischen 
Nachweis, dass von diesen Arbeiten keine 
den Behälter schädigenden Einflüsse ausge-
hen. 
 
Nachrichtlich:  
Die entlang der Hotelzufahrt in die Innenstadt 
verlaufende Wassertransportleitung DN 500 
besteht, anders als unter 5.9.2 beschrieben, 
aus Grauguss. 
 
Betriebstelefon: 
Im Geltungsbereich befinden sich ein Licht-
wellenleiterkabel und zwei Kupferkabel für 
die Übertragung unserer Versorgungstech-
nik. 
 
Aufgrund der Erschließung und dem Bauvor-
haben „Hotel am Bürgerpark“ ist es notwen-
dig, dass vorab das Westliche der beiden 
Kupferkabel kostenpflichtig, zu Lasten des 
Veranlassers umgelegt werden muss. Die 
beiden anderen Kabel liegen im gekenn-
zeichneten Bereich Parkanlage (öffentlich). 
Während der Baumaßnahme sind die Leitun-
gen ausreichend abzusichern.
 


 
 
 
 
Entsprechende statische Nachweise werden 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens erbracht. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend ange-
passt. 
 
 
 
 
Der Rückbau / Umverlegung der Leitungen 
des Betriebstelefones ist im Rahmen des Er-
schließungskonzeptes vorgesehen und mit 
den Leitungsträgern abgestimmt. 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und die Anregungen teilweise durch die 
aktuelle Erschließungsplanung berücksich-
tigt, ohne dass eine inhaltliche Änderung des 
Bebauungsplanes erforderlich wurde. Die 
Begründung des Bebauungsplanes wurde 
redaktionell angepasst. 


  
Stellungnahme  
Deutsche Telekom, Niederlassung Nord-
west, Friedrich-Seele-Straße 7,  
38122 Braunschweig  
Schreiben vom 07.11.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Gegen den Bebauungsplan „Hotel am Bür-
gerpark“ haben wir keine Einwände. 
 
Bitte beachten Sie unsere Trasse nördlich 
des Hotelneubaus, welche die Seite des 
westlichen Umflutgrabens (ocker) wechselt. 
 
Bei Arbeiten im Bereich unserer Trassen ist 
die Kabelschutzanweisung der Telekom 
Deutschland GmbH zu beachten. 


 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 


  







- 4 - 
 


  
Stellungnahme  
Zweckverband Großraum Braunschweig 
Frankfurter Straße 2 
38122 Braunschweig  
Schreiben vom 24.11.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Als für den Großraum Braunschweig zustän-
dige untere Landesplanungsbehörde gebe 
ich zu dem o.g. Planverfahren folgende Stel-
lungnahme ab. 
 
1. Sachverhalt 
Mit dem o.g. vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan (B-Plan) nach § 12 BauGB sol-
len die bauplanungsrechtlichen Vorausset-
zungen für den Neubau eines hochwertigen 
Hotels im Bürgerpark am Standort des ehe-
maligen Flusswasserwerkes bzw. Freizeit- 
und Bildungszentrums, letzteres ist 2009 ab-
gerissen worden, geschaffen werden. Für 
den Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen B-Plans gilt derzeit noch der seit 1980 
rechtsverbindliche 
B- Plan WI 10. Dieser setzt für den geplanten 
Hotelstandort eine Gemeinbedarfsfläche 
„Freizeit- und Bildungszentrum“ fest. Zur Re-
alisierung eines Hotels und Konferenzzent-
rums bzw. der optionalen Nutzung für eine 
Jugendherberge ist im Oktober 2007 ein Be-
bauungsplanverfahren „Hotel am Bürgerpark“ 
IN 223 nach § 13 a BauGB (Bebauungsplan 
der Innenentwicklung) begonnen worden. Für 
dieses Planverfahren erfolgte im September-
Oktober 2007 die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 
i.V.m. § 3 Abs.2 BauGB. Hierzu stelle ich - im 
Nachhinein - fest, dass der Zweckverband 
Großraum Braunschweig an diesem Planver-
fahren nicht beteiligt worden ist. Das Verfah-
ren ist nicht zu Ende geführt worden. 
 
Nachdem ein (neuer) Investor Interesse an 
dem Bau eines Hotels bekundet hat, wird das 
vorgenannte Planverfahren seit Juni 2011 
fortgeführt, und zwar als vorhabenbezogener 
B-Plan nach § 12 BauGB. Aufgrund der not-
wendig gewordenen projektbezogenen An-
passungen der planerischen Festsetzungen 
wird eine erneute Beteiligung nach 
§ 4a (3) BauGB durchgeführt. Für den Hotel-
standort legt der vorhabenbezogene B-Plan 
ein Sondergebiet „Hotel“ fest. 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan 
der Stadt Braunschweig stellt für den Gel-
tungsbereich des vorhabenbezogenen B-
Plans eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage dar. 
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2. Raumordnerische Stellungnahme 
Mein Regionales Raumordnungsprogramm 
(RROP) 2008 für den Großraum Braun-
schweig enthält in der Zeichnerischen Dar-
stellung für den Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen B-Plans die Festlegungen 
 


- Vorranggebiet Erholung mit starker 
Inanspruchnahme durch die Bevölke-
rung, 


- Vorranggebiet Hochwasserschutz 
(teilweise) und 


- Vorbehaltsgebiet Natur und Land-
schaft. 


 
Vorranggebiete stellen Ziele der Raumordnung
i.S. v. § 3 Abs. 1 Nr. 2 Raumordnungsgesetz 
(ROG) dar und sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB 
im Rahmen der Bauleitplanung zu beachten, 
d. h. keiner Abwägung mehr zugänglich. Vorbe
haltsgebiete stellen Grundsätze der Raum-
ordnung i.S.v. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG dar und 
sind einer Abwägungs- und Ermessensent-
scheidung grundsätzlich zugänglich. 
 
Den vorgelegten Planunterlagen vermag ich 
nicht zu entnehmen, dass der Plangeber sich 
mit den vorgenannten von der Planung betrof-
fenen raumordnerischen Belangen näher aus-
einandergesetzt hat. Die Begründung (S. 3) 
enthält lediglich eine – zudem unvollständige 
(s.o.) - Auflistung der im RROP 2008 in der 
Zeichnerischen Darstellung für das Plangebiet 
enthaltenen Festlegungen. 
 
Hinsichtlich der Betroffenheit der vorgenannten
Vorranggebiete gebe ich folgende Hinweise: 
 
- Vorranggebiet Erholung mit starker In-
anspruchnahme durch die Bevölkerung  
Gemäß der textlichen (Ziel-)Festlegung unter 
III 2.4 (8) RROP 2008 ist in diesen Gebieten 
„…eine an die intensive Beanspruchung an-
gepasste Infrastrukturausstattung zu sichern 
und zu entwickeln.“ Der am Rande der In-
nenstadt gelegene Bürgerpark hat einen ho-
hen Freizeit- und Erholungswert. Das geplan-
te Hotel bewirkt u.a. eine Verbesserung der 
freizeit- und erholungsrelevanten Infrastruk-
turausstattung. Auch ergeben sich Standort-
synergien mit der benachbarten Volkswa-
genhalle.  
 
Der vorhabenbezogene B-Plan ist mit dem 
Vorranggebiet Erholung mit starker Inan-
spruchnahme durch die Bevölkerung verein-
bar. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 







- 6 - 
 


 
- Vorranggebiet Hochwasserschutz  
Für den nördlichen Geltungsbereich des vor-
habenbezogenen B-Plans enthält das RROP 
2008 die Festlegung Vorranggebiet Hoch-
wasserschutz. Gemäß der textlichen (Ziel-) 
Festlegung unter III. 2.5.4 (5) ist in diesen 
Gebieten „ ...die weitere Inanspruchnahme 
von Freiraum zugunsten von Siedlungserwei-
terungen und –neuplanungen auszuschlie-
ßen. Ausnahmen hiervon sind nur nach 
Maßgabe des § 93 NWG zulässig.“ Das Vor-
ranggebiet Hochwasserschutz ist weitgehend 
deckungsgleich mit dem 2010 nach Wasser-
recht (neu) bestimmten Überschwemmungs-
gebiet (ÜSG) Oker, für das eine vorläufige 
Sicherung nach § 115 Abs. 5 NWG erfolgt ist. 
Gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG ist in 
festgesetzten Überschwemmungsgebieten 
die Ausweisung von neuen Baugebieten in 
Bauleitplänen oder sonstigen Satzungen 
nach dem BauGB untersagt. Diese Regelung 
gilt auch für vorläufig gesicherte ÜSG (§ 78 
Abs. 6 WHG).  
 
Die vorgenannten Rechtsnormen sind im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu be-
achten, weil mit dem vorhabenbezogenen B-
Plan (erstmalig) ein neues Baugebiet bau-
planungsrechtlich festgesetzt wird – auf die 
einleitenden Aussagen unter Pkt. 1 zur bau-
planungsrechtlichen Situation wird verwie-
sen. Die „Ausweisung von neuen Baugebie-
ten“ ist im Sinne der Baunutzungsverordnung 
zu verstehen (s. BT-Drs. 15/3168, S. 14, vgl. 
zur Auslegung des Begriffs der neuen Bau-
gebiete auch die vom Bundesrat aufgeworfe-
nen Fragen und Antworten der Bundesregie-
rung in BT-Drs. 16/13306, S. 19,32). 
 
Ausnahmen von den baurechtlichen Verbo-
ten sind nur unter den in § 78 Abs. 2 WHG 
(ehemals § 31 Abs. 4 Satz  2 WHG bzw. 93 
Abs. 2 NWG) normierten 9 Tatbeständen zu-
lässig. Diese müssen kumulativ erfüllt sein. 
Die bereits o.g. in meinem RROP unter Ziffer 
2.5.4 (5) RROP enthaltene Ausnahmerege-
lung nimmt Bezug auf diese wasser-
rechtlichen Ausnahmetatbestände - s. a. 
RROP 2008 - Begründung zu 2.5.4. (5), 
S. 163. Der entsprechende Nachweis ist von 
der planungswilligen Gemeinde im Rahmen 
des jeweiligen Planverfahrens, mit dem die 
Ausweisung neuer Baugebiete erfolgen soll, 
zu erbringen. 
 
Sofern in den Planunterlagen ausgeführt 
wird, dass eine Ausnahmegenehmigung bei 


 
 
Bei der planungsrechtlichen Einschätzung ist 
anzumerken, dass es sich um ein bereits 
ehemalig baulich genutztes Grundstück han-
delt, für das ein rechtswirksamer Be-
bauungsplan WI 10 (in Kraft getreten am 18. 
September 1980) vorliegt. Festgesetzt wurde 
ein Baugebiet für eine Gemeinbedarfsfläche 
mit der Zweckbestimmung „Freizeit- und Bil-
dungszentrum“. Damit handelt es sich nicht 
um ein neues Baugebiet, sondern vielmehr 
um die Fortführung und Änderung des Pla-
nungsrechtes für einen bereits planungs-
rechtlich ausgewiesenen und baulich ausge-
nutzten Standort. 
 
Die Stadt hat sich mit dem Überschwem-
mungsgebiet intensiv auseinandergesetzt. 
Wie in der Begründung ausgeführt, liegt die 
durch den Niedersächsischen Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten und Natur-
schutz (NLWKN) 2010 ermittelte Höhenfest-
legung der Überschwemmungsgebietslinie 
bei 71,5 m ü. NN (HQ 100). Eine Über-
schneidung der HQ 100-Linie mit dem Bau-
grundstück besteht im nördlichen Bereich auf 
einer Fläche von ca. 2.180 m², davon soll nur 
ein Teil (ca. 840 m²) baulich genutzt werden. 
Die Planung sieht daher eine Geländemodel-
lierung bis zu einem Niveau für die Flächen 
der Gebäude und Terrassen von 72,0 m ü. 
NN vor. Das Bauvorhaben wird so errichtet, 
dass bei dem Bemessungshochwasser keine 
baulichen Schäden zu erwarten sind. 
 
Nach Auffassung der Stadt Braunschweig 
sind durch die Planungen zum Hotel keine 
erkennbaren bzw. nachweisbaren Verände-
rungen bezüglich des Niederschlagswasser-
abflusses zu erwarten. Das gilt auch für den 
Hochwasserabfluss. Bei einer Annahme für 
ein 20 jährliches Hochwasserereignis der 
Oker wird das Hotel nicht berührt.  
 
Zum Bauantrag wurde in Abstimmung mit der 
Wasserbehörde, Abteilung Gewässerschutz 
der Stadt Braunschweig ein Antrag auf Ge-
nehmigung zur Erstellung einer baulichen 
Anlagen innerhalb eines Überschwem-
mungsgebietes gestellt. 
 
Weiterhin wurden in Abstimmung mit der 
Wasserbehörde Kompensationsmaßnahmen 
für einen Retentionsausgleich bestimmt. Es 
ist vorgesehen, im Bereich des Springbaches 
Maßnahmen zur Mäandrierung des Grabens 
vorzunehmen. Damit wurden aus Sicht der 
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der Wasserbehörde der Stadt Braunschweig 
im Rahmen des Bauantrages gestellt wird 
(s. Begründung S. 23 f), sehe ich diese Vor-
gehensweise als nicht vereinbar mit den vor-
genannten raumordnerischen und wasser-
rechtlichen Regelungen an. Die Planverfas-
serin bezieht sich offenbar – ohne dies aus-
drücklich zu benennen – auf in § 78 Abs. 3 
WHG enthaltene Regelungen, die abwei-
chend von § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG die 
Genehmigungsvoraussetzungen für die Er-
richtung oder Erweiterung einer baulichen 
Anlage in einem ÜSG regeln und somit bau-
genehmigungsrechtliche Fragestellungen be-
treffen. Im Rahmen des Bebauungsplanver-
fahrens ist jedoch zunächst einmal zu prüfen, 
ob die geplante Neuausweisung eines SO-
Gebietes in einem ÜSG überhaupt bzw. aus-
nahmsweise zulässig ist. Dieser Sachverhalt 
ergibt sich aus den bereits genannten regio-
nalplanerischen Festlegungen und den was-
serrechtlichen Regelungen. 
 
Der Aufbau der vorgenannten Rechtsnormen 
macht folgende Prüfschritte erforderlichen: 
 


- das Vorliegen aller neun in § 78 Abs. 2 
WHG aufgeführten Ausnahmetatbestände,


- eine Ermessensentscheidung, zu der mit 
der ausnahmsweisen Zulassung ein ein-
geschränkter Ermessensspielraum für die 
Entscheidung der zuständigen Behörde 
aufgezeigt wird. 


 
Zuständige Behörde für die o.g. den Hoch-
wasserschutz betreffenden regionalplaneri-
schen Festlegungen ist der Zweckverband 
Großraum Braunschweig als Träger der Re-
gionalplanung. Die fachbehördliche Zustän-
digkeit obliegt der Stadt Braunschweig als 
untere Wasserbehörde. 
 
In diesem Zusammenhang rege ich an, die 
sowohl aus raumordnerischer wie auch aus 
wasserrechtlicher Sicht erforderliche Prüfung 
der Ausnahmetatbestände verfahrensmäßig 
miteinander zu verknüpfen und in das lau-
fende Bauleitplanverfahren zu integrieren. 
Voraussetzung hierfür ist, dass mir entspre-
chend aussagekräftige Unterlagen übersandt 
werden, auf deren Grundlage eine Prüfung 
der in § 78 Abs. 2 WHG genannten Ausnah-
metatbestände erfolgen und, sofern die Vo-
raussetzungen dafür gegeben sind, eine 
Ausnahmegenehmigung erteilt werden kann. 


Stadt die Anforderungen des Hochwasser-
schutzes berücksichtigt. 
 
Aufgrund der regionalen Maßstabsebene des 
RROP 2008 sind Überschneidungen des 
dargestellten Vorranggebietes Hochwasser-
schutz mit den Flächen des Bebauungspla-
nes nur bedingt erkennbar. Daher wird im 
vorliegenden Bebauungsplan eine Konkreti-
sierung der Hochwasserschutzmaßnahmen 
auf Grundstücksebene vorgenommen. Hier 
ist auch das zukünftig neu festgesetzte Über-
schwemmungsgebiet zu berücksichtigen, das 
für die Hochwassermanagementpläne neu 
berechnet wird. Danach erfolgen nur gering-
fügige Überschneidungen mit dem geplanten 
Baugebiet. 
 
Die Stellungnahme des Zweckverbands wur-
de zwischen dem ZGB und Vertretern der 
Stadt Braunschweig in einem Termin am 
20.12.2011 erörtert. Dabei wurde deutlich, 
dass für den ZGB zum Zeitpunkt der Stel-
lungnahme nicht in vollem Umfang erkennbar 
war, in welchem Umfang sich die Stadt mit 
den Belangen des Hochwasserschutzes und 
der Hochwasservorsorge qualifiziert ausein-
andergesetzt hat. Die zwischenzeitlich vorlie-
genden Erkenntnisse und die zukünftig zu 
erwartenden Veränderungen bei der Bestim-
mung des Vorranggebietes Hochwasser-
schutz wurden ausgetauscht. Diese stellen 
sich wie folgt dar: 
 
Seit Aufnahme der Vorranggebiete für den 
Hochwasserschutz in das Regionale Rau-
mordnungsprogramm (RROP) im Jahre 2008 
hat es neue Berechnungen des NLWKN ge-
geben, die sehr detailliert und auf guter Da-
tenbasis die bei einem Hochwasser der Wie-
derkehrwahrscheinlichkeit von 100 Jahren 
(HQ 100) überschwemmten Flächen zeigen.  
 
Diese neu berechneten Flächen waren 
Grundlage der vorläufigen Sicherung des 
Überschwemmungsgebietes der Oker im 
Februar 2010. Im Bereich des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans sind die nach die-
ser aktuelleren Berechnung überschwemm-
ten Flächen deutlich kleiner als im RROP. 
 
Im Zusammenhang mit der Erstellung eines 
Hochwasserrisikomanagementplans für die 
Oker hat der Niedersächsischen Landesbe-
trieb für Wasserwirtschaft, Küsten und Natur-
schutz (NLWKN) im Jahr 2011 gerade im 
fraglichen Bereich eine neue hydraulische 
Modellierung durchführen lassen. Diese Be-
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rechnungen zeigen nach Einschätzung des 
NLWKN und der Stadt den bestmöglichen 
Stand bei der Ermittlung der HQ 100-Linie. 
Diese weicht nochmals geringfügig von den 
Darstellungen aus 2010 ab; die Über-
schwemmungsfläche ist nochmals kleiner.  
 
Diese Karten aus 2011 werden sowohl für die 
2012 geplante Ausweisung des Über-
schwemmungsgebietes als auch für die Dar-
stellung der Gefahren- und der Risikokarten 
verwendet.  
 
Insgesamt kann somit festgestellt werden, 
dass die Planungen für das Hotel die Belan-
ge des Vorranggebiets Hochwasserschutz 
des RROP nicht beeinträchtigt. Der Hoch-
wasserabfluss wird nicht behindert, es ist 
nicht mit Aufstau bei Hochwasser zu rech-
nen. Auch die Hochwasserrückhaltung wird 
nicht beeinträchtigt: Der rechnerisch – noch 
auf die Berechnung Stand 2010 bezogene – 
Retentionsraumverlust wird kompensiert. 
Insgesamt ist mit einer weiteren Reduzierung 
des Kompensationsvolumens zu rechnen. 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Begründung wird um die vorgenannten 
Erkenntnisse ergänzt, um den Umgang mit 
dem Hochwasserschutz zu verdeutlichen. 
Unter Abwägung der genannten Belange wird 
dem Hochwasserschutz damit ausreichend 
Rechnung getragen. Am Planungsziel des 
Bebauungsplanes IN 223 zur Weiterentwick-
lung des Standortes für eine Hotelnutzung 
sowie der Umsetzung und Sicherung der 
Kompensationsmaßnahmen für den Retenti-
onsausgleich wird daher festgehalten.  
 


Stellungnahme 
Stadtheimatpfleger Innenstadt  
Schreiben vom 02.11.2011 


 


 
Einleitung 
Die Absicht, in Braunschweig ein hochklassi-
ges Hotel zu errichten, ist grundsätzlich posi-
tiv zu bewerten. Es zeigt sich, dass unsere 
Stadt, auch in überregionalem Zusammen-
hang, an Profil gewonnen hat. Für den 
Standort des Hotels ist der Nordrand des 
Bürgerparks vorgesehen. Es handelt sich um 
das Gelände des 1864 in Betrieb genomme-
nen Flusswasserwerks bzw. des ehemaligen 
Freizeit- und Bildungszentrums.  
 
Von den historischen Anlagen aus der Zeit 
der Industrialisierung Braunschweigs sind 
das einstige Maschinenhaus und der mar-
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kante, ehemalige Druckturm noch erhalten. 
Die Gebäude zeigen die Formensprache der 
Neogotik. Der Turm ist heute eines der 
Wahrzeichen des Parkareals und wirkt aus 
einigen Perspektiven wie die malerische 
Komponente in einem englischen Land-
schaftsgarten.  
 
Auf dem Gelände des alten Wasserwerks 
wurde in den 1960er Jahren ein Freizeit- und 
Bildungszentrum (FBZ) geschaffen. Diese 
Einrichtung existierte bis 2002, die seinerzeit 
entstandenen Neubauten für das FBZ sind 
inzwischen beseitigt. Für das Bauvorhaben 
„Hotel am Bürgerpark“ werden großenteils 
bisher ebenfalls bebaute Flächen genutzt. 
Damit ist der Eingriff in die Grünflächen durch 
Versiegelung eher gering. 
 
Der Bebauungsplan IN 223 (Stand 
05.08.2011) und die Plan- bzw. Perspektiv-
zeichnungen für das Projekt vom 16.09.2011 
geben einen detaillierten Einblick in das Bau-
vorhaben. Der Hotelbau ist als zweiflügliges 
Gebäude geplant, das sich L-förmig nach 
Südwesten hin öffnet. Im Süden soll das ins-
gesamt sechsgeschossige Hotel an die in 
den Baukomplex einzubeziehenden Bau-
denkmäler Maschinenhaus und Druckturm 
angeschlossen werden. Im Anschlussbereich 
sind niedrigere Gebäudeteile geplant.  
 
Der großvolumige, rechtwinklige Hauptbau-
körper ist, in Bezug auf die vorhandene Be-
bauung und den westlichen Umflutgraben, in 
schräggestellter Positionierung vorgesehen. 
Seine abgerundete Nordwestecke liegt im 
Blickpunkt der hier endenden Nimes-Straße. 
Die Horizontalgliederung des Baukörpers 
weist ein teilweise eingezogenes Erdge-
schoss, drei Obergeschosse und zwei Staf-
felgeschosse auf. Dabei fluchtet das erste 
Staffelgeschoss (4. OG) an den Hauptfassa-
den (Nord- und Südfassade) jedoch mit den 
drei Obergeschossen. Die niedrigeren Ge-
bäudeteile im Südteil sind rechtwinklig auf die 
einzubeziehenden Baudenkmäler ausgerich-
tet. Während Erd- und Obergeschoss ver-
putzt und farblich voneinander abgesetzt 
sind, zeigen die Staffelgeschosse eine Ver-
kleidung mit Metalltafeln. In den Fassaden 
der Ober- und Staffelgeschosse befinden 
sich regelmäßig gereihte Rechteckfenster. Im 
Süden des ehemaligen Maschinenhauses 
soll eine Parkpalette für KFZ errichtet wer-
den. 
 
Stellungnahme 
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Der bisherige und in den Plänen dokumen-
tierte Stand des Projekts ist aus stadtbild-
pflegerischer Sicht als durchaus problema-
tisch zu beurteilen. 
 
Die schräge Positionierung des zweiflügligen 
Hauptbaukörpers nimmt weder die Richtung 
der historischen Bebauung und des westli-
chen Umflutgrabens, noch diejenige der 
Nimes-Straße und der Bauflucht des dortigen 
Stadtbades auf. Dadurch wirkt er als städte-
baulicher Fremdkörper. 
 
Sein Bauvolumen ist für den Standort am 
Parkeingang zu massiv und scheint eher für 
einen innerstädtischen, dicht bebauten 
Standort angemessen. 
 
Aus der Blickrichtung Nimes-Straße ist der 
bisher stadtbildprägende Druckturm kaum 
noch sichtbar. Aus dieser Perspektive und 
auch im Lageplan wirken die Baudenkmäler 
nur noch als Versatzstücke.  
 
Als entscheidende Problematik ist die Positi-
onierung des Bauvolumens in dem empfindli-
chen Übergangsbereich von der Innenstadt 
in den Bürgerpark zu nennen. Der geplante 
Baukörper ist sperrig und verschließt diverse 
Blickbeziehungen in den Park.  
 
 
 
 
 
Die Fassaden sind, nach dem bisherigen 
Planungsstand, eher geschlossen, konventi-
onell und diesen Standort nicht angemessen. 
 
Für die Realisierung des Bauvorhabens am 
Eingang in den Bürgerpark müssen die In-
strumente für die städtebauliche Einbindung 
des Hotels noch einmal geschärft werden.  
Zudem wäre es angemessen, die Fassaden 
und damit den Charakter des Hauses trans-
parenter zu gestalten. Dies kann schließlich 
eine Wechselwirkung zwischen Hotelbau und 
Grünraum herstellen, welche der aktuelle 
Planungsstand des Projekts kaum erkennen 
lässt.  
 
Leider ist es bisher versäumt worden, einen 
offenen Architekturwettbewerb für dieses be-
deutende Bauvorhaben an einem wichtigen 
Ort unserer Stadt auszuloben.  
 


Durch die Neuplanung erfolgen eine Akzen-
tuierung des Parkeinganges und die Schaf-
fung eines hochwertigen Ergänzungsangebo-
tes für Beherbergungs- sowie Tagungs- und 
Kongressnutzungen. Die Funktionen binden 
sich gut in die angrenzende öffentliche Nut-
zungsstruktur ein. 
 
Der Standort ist durch markante Einzelge-
bäude aus unterschiedlichen Epochen in di-
rekter Nähe (Flusskraftwerk Bürgerbadepark) 
und nähere Umgebung (VW Halle) geprägt. 
Das Hotelgebäude zeichnet sich durch eine 
neue Formensprache aus, die bestehende 
Gestaltungselemente der integrierten Bau-
denkmale und des nördlich angrenzenden 
Stadtbades aufgreift. 
 
Die Gebäudestellung des Hauptgebäudes 
orientiert sich an den in Nord-Süd- und Ost-
West-Richtung verlaufenden Hauptwegebe-
ziehungen am Bürgerpark und betont diesen 
„Umlenkpunkt“. Daraus gründen sich auch 
die Anordnung des Gebäudes und die Eigen-
ständigkeit als „Solitärgebäude“. Eine Auf-
nahme der Bauflucht des Stadtbades erfolgte 
bewusst nicht, um keine Erweiterungspla-
nung des Stadtbades zu intendieren. 
 
Der Druckturm als „Landmark“ wird mit einer 
Höhe von ca. 48 m weiterhin markant sicht-
bar sein. Gegenüber dem alten Bebauungs-
planentwurf 2007 wurde die maximal zulässi-
ge Höhe um 3 m reduziert. 
 
Entsprechend des besonderen Standortes 
am Bürgerpark sieht die Gebäude- und Frei-
raumplanung eine hochwertige Gestaltung 
vor, die eine Integration in den umgebende 
Park und die angrenzende Bebauung zum 
Ziel hat. Die beiden Baudenkmale werden in 
das Gebäude eingebunden. Gegenüber den 
mit Ornamenten besetzten Sandsteinfassa-
den der Baudenkmale setzt sich der Neubau 
durch eine glatte und dezente Fassadenge-
staltung ab, die Farbgebung ist aufeinander 
abgestimmt. Dadurch wird eine Vermischung 
der Baustile und Entwicklungsphasen ver-
mieden ohne den Gesamtcharakter des Bau-
ensembles aufzubrechen.  
Alternative Fassadenstudien (z.B. farbige 
Glaselemente) wurden verworfen, da ein zu 
starker Kontrast zu den Baudenkmalen ge-
schaffen werden würde. 
 
Nachdem über Jahre keine Umsetzung des 
Planungszieles für die Ansiedlung eines 
hochwertigen Hotels an dem Standort erfol-
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gen konnte, wird nun im Rahmen eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes die Rea-
lisierung möglich und über einen Durchfüh-
rungsvertrag geregelt. 
 
Die Planung und Gestaltung wurde mit der 
Stadt Braunschweig intensiv abgestimmt. 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Unter Abwägung aller relevanten Belange 
des städtebaulichen Konzeptes, der Frei-
raumgestaltung und Wegeführung für Fuß-
gänger sowie der verkehrlichen und schall-
schutztechnischen Optimierung wurde das 
nun vorliegende Konzept entwickelt. Die Pla-
nung einschließlich ihrer Folgewirkungen 
führt zu keinen unzumutbaren Belastungen 
für die angrenzenden Nutzungen. Durch die 
oben beschriebenen Festsetzungen wird er-
reicht, dass die Belange der Baukultur sowie 
der Denkmalpflege in die Planung mit einbe-
zogen werden. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und die Anregungen teilweise durch die 
aktualisierte Vorhabenplanung berücksichtigt, 
ohne dass eine inhaltliche Änderung des Be-
bauungsplanes erforderlich wurde.  
 


 





